
Alle Jahre wieder Lockdown. Wie
kann es der letzte werden?
Von Dilara Lorin

Wieso sind wir eigentlich nicht überrascht darüber, dass wir diesen Winter
wieder in der mittlerweile 4. Corona-Welle stecken? Unterbewusst war es
uns doch klar, dass Corona nicht über den Sommer verschwinden wird und
auch wenn die Gedanken darüber immer weiter kollektiv verdrängt wurden,
wussten wir, dass wir der Realität einer fortlaufenden Pandemie ins Auge
blicken müssen. Die 4. Welle ist mitten in Deutschland angekommen: Die
Inzidenzen  liegen  bundesweit  seit  mehreren  Wochen  über  ca.  25.000
Neuinfektionen, seit Beginn der Pandemie sind mehr als 100.000 Menschen
an  Corona  verstorben  und  die  Zahlen  sinken  kaum  und  aufgrund  von
Meldeverzug in den Ämtern und Staus in den Laboren sinken die wahren
Infektionen wahrscheinlich gar nicht ab. Schaut man sich die Karte zu den
Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner_Innen binnen der letzten 7 Tage an,
sieht man dunkelrote bis pinke oder lilane Flecken- das heißt wir haben
ausschließlich 200er- bis über 1000er-Inzidenzen pro Landkreis. Am meisten
stechen dort Ost- und Süddeutschland hervor, wo es keinen Landkreis gibt,
der aktuell unter 600 Infektionen pro 100.000 Einwohner_Innen liegt.
Obendrauf verbreitet sich die Omikron-Variante in der Bevölkerung immer
weiter,  welches  einen  noch  krasseren  Schwenk  in  der  aktuellen  schon
krassen Situation verursachen wird.  Nun hört  man vermehrt:  „Ja  impfen
bringt ja eh nichts, man wird trotzdem krank. / Wir müssen einfach lernen
mit der Pandemie zu leben und der natürlichen Auslese freien Lauf lassen“
und auf der anderen Seite werden Stimmen laut, die eine Impfflicht fordern,
während die Schulen offen bleiben und Arbeiter_Innen jeden Tag zur Arbeit
gehen müssen. Wir wollen in diesem Artikel auf verschiedene Strategien der
Pandemiebekämpfung eingehen und unsere Perspektive aufzeigen.

Die Schulen werden durchseucht – Wir Jugendlichen müssen darunter
leiden

https://onesolutionrevolution.de/alle-jahre-wieder-lockdown-wie-kann-es-der-letzte-werden/
https://onesolutionrevolution.de/alle-jahre-wieder-lockdown-wie-kann-es-der-letzte-werden/


Am schlimmsten sieht die Karte Deutschlands für die Neuinfektionen pro
100.000 Einwohner_Innen für Jugendliche aus: Bei den 5- bis 14-Jährigen
gibt es kaum Landkreise, die unter 400 Neuinfektionen liegen! Wie denn
auch,  wenn  die  Schulen  offen  sind,  die  erst  allmählich  geimpften
Schüler_Innen jeden Tag mit den öffentlichen Verkehrsmitteln zur Schule
fahren und kaum Lüftungsanlagen installiert wurden, obwohl seit Anfang der
Pandemie  davon  gesprochen  wird,  dass  es  notwendig  ist  und  die
Hygienebedingungen  genauso  scheiße  sind  wie  vor  der  Pandemie?  Wird
ein_e Schüler_In in der Klasse positiv getestet und berichtet dies der Schule,
dann geht oftmals nur der_die Banknachbar_In in Quarantäne und wenn es
hoch kommt, die Person die vor Ihnen saß, aber die Klasse selber bleibt in
der Schule. In den Klassen wird oftmals schon lange nicht mehr die Maske
komplett über den ganzen Tag getragen, gelüftet wird auch immer weniger
bei diesen niedrigen Temperaturen. Und was passiert mit den Schüler_Innen,
welche sich  in  Quarantäne begeben? Sie  haben dadurch einen Nachteil,



obwohl sie sich und andere mit dieser Maßnahme schützen. Den Unterricht
müssen sie selbst nachholen, Haufen von Arbeitsblättern mit Inhalten, die sie
sich selber beibringen sollen und wenn die Quarantäne vorbei ist, sollen sie
alle  Klassenarbeiten  und  Test  oftmals  an  1-2  Tagen  nachholen.  Der
Notendruck und Prüfungsstress ist gefühlt um das Doppelte angestiegen und
genauso leidet die Psyche vieler Schüler_Innen.

Wie können wir zulassen, dass die Schulen durchseucht werden, während die
Pandemie etliche Menschen das Leben kostet und die neu aufkommenden
Varianten immer härter bei Jugendlichen wirken? Wie kann es sein, dass die
Ampelkoalition  kaum  etwas  zur  Lage  in  den  Schulen  sagt,  es  kaum
Berichtserstattungen darüber gibt? Wir können das nicht mehr einfach so
hinnehmen!  Wir  brauchen  eine  Bewegung,  die  Forderungen  nach  einem
sicheren Schulalltag erkämpft. Sichere Schule heißt: Lüftungsanlagen, Test
für  alle  egal  ob  geimpft  oder  ungeimpft,  Masken  für  alle  und  gute
Hygienebedingungen im Schulgebäude. Wenn die Inzidenzen auf eine immer
drastischere Situation hinführen, dann brauchen wir die Möglichkeit,  den
Unterricht  online  durchzuführen  und dafür  muss  jeder_m Schüler_In  ein
Endgerät  vom Staat  und gute  Internetverbindung zur  Verfügung gestellt
werden. Wenn der Staat Milliarden für die Rettung der Lufthansa ausgeben
kann,  dann kann er  auch Millionen gute  Laptops  zur  Verfügung stellen.
Gleichzeitig  muss  es  für  Schüler_Innen,  welche  zu  Hause  keine  gute
Lernatmosphäre  haben  oder  sich  dort  aus  anderen  Gründen  nicht  wohl
fühlen, die Möglichkeit geben, die leeren Räume der Schule zu nutzen.

Und nun? Was muss gemacht werden?
Es ist ein Skandal, dass der Ampel nach so langer Zeit der Pandemie nichts
einfällt, außer Masken und Lüften, das Schließen der Restaurants etc. ab 20
Uhr und bei einer Inzidenz über 1000 dürfen sich Geimpfte nur mit einem
Ungeimpften  treffen.  Wir  brauchen  stattdessen  einen  solidarischen  und
wirtschaftlichen Lockdown, der konsequent aber dadurch kürzer ist. Damit
meinen wir  nicht  „Bleibt  alle  zu Hause,  falls  ihr es euch leisten könnt“,
sondern es bedeutet, dass bis auf Notversorgung wir alle zu Hause bleiben,
uns aber der/die Arbeitgeber_In den Lohn weiterbezahlt. Jetzt gerade landet
das in den Taschen der CEOs und Besitzenden, während wir uns jeden Tag



der Gefahr aussetzen, uns oder andere anzustecken.
Die bürgerlichen Medien vermitteln die Illusion, dass durch eine Impfpflicht
das  Problem gelöst  werden könnte,  während diese  Diskussion  eher  eine
Schattendiskussion  ist,  da  es  in  der  aktuell  neu  eskalierenden  Situation
(Hohe Inzidenzzahlen, Omikron, Überlastung des Gesundheitssystems…) am
Kern des Problems vorbeigeht. Dass kapitalistische Staaten immer mehr dazu
„gezwungen“ sind,  zu so drastischen Maßnahmen wie der Impfpflicht  zu
greifen, kommt daher,  dass die Corona-Gesundheitskrise immer mehr die
Krise  des  nationalstaatlich  organisierten  Kapitalismus  aufzeigt  und dabei
immer deutlicher macht, wie unfähig das System ist, die Pandemie schnell,
effizient und global zu bekämpfen. Denn eins ist klar: Einzig und allein zu
fordern:  „Lasst  euch  impfen“,  wird  die  Pandemie  nicht  aufbrechen.  Wir
brauchen  keine  Aufforderungen  und  Lösungsvorschläge,  die  nur  auf  das
Handeln  eines  Individuums  abzielen,  sondern  wir  brauchen  eine  globale
Zero-Covid Strategie, wobei erkämpft werden muss, dass die Patente auf die
Impfstoffe  freigegeben  werden!  Denn  wenn  sich  die  imperialistischen
Staaten durchimpfen lassen, aber die halbkoloniale Welt nicht das Geld dazu
hat,  den  Impfstoff  zu  kaufen  oder  wegen  der  Patente  gar  selbst  zu
produzieren, dann werden nicht nur weiter abertausende Menschen sterben,
sondern immer neue Mutationen entstehen, bei denen irgendwann auch der
aktuelle  Impfstoff  nicht  mehr  wirken  wird.  Dabei  spielt  die  EU  eine
unrühmliche Rolle, die die Blockade der Freigabe durchsetzt (siehe Bild).



Außerdem  kann  eine  globale  Kampagne,  die  zur  Impfung  aufklärt  und
jeder_m diese umsonst zur Verfügung stellt, mehr dazu beitragen, dass sich
viele Menschen impfen lassen als eine Pflicht und Geldstrafen.

Impfpflicht- Ja oder Nein?
Eine  Impfpflicht  wäre  unter  2  wichtigen  Voraussetzungen  die  richtige
Entscheidung:  Erstens  unter  der  Bedingung,  dass  die  Pflege  massiv
ausgebaut wird, höhere Bezahlung der Beschäftigten durchgesetzt wird und
mehr Investitionen in das Gesundheitssystem stattfinden. Zweitens: Wenn es
kollektive und mobile Impfteams in jeder Nachbarschaft gibt, die von Tür zur
Tür gehen und die Leute impfen können. Damit spart man sich schon einmal
stundenlanges Schlangestehen vor den Impfzentren, wofür momentan viele



Arbeiter_Innen einen ganzen freien Tag nehmen müssen. Mit gutem Beispiel
geht dabei Kuba voran: Sie entwickelten nicht nur ihren eigenen Impfstoff,
sondern  setzten  besagte  mobile  Impfteams  ein  und  führten  mittels
Nachbarschaftshilfen  eine  kollektive  Impfkampagne durch,  sodass  aktuell
82,6% der Kubaner_Innen vollständig geimpft sind.
Wir müssen bei einer global organisierten Kampagne vor allem bedenken,
dass  wir  uns  impfen lassen,  um die  Gefährdung von Risikopatient_Innen
durch eine Infektion soweit wie möglich zu minimieren. Dabei stellen wir
bewusst  das  Selbstbestimmungsrecht  der  potentiell  Betroffenen,  nicht  zu
erkranken, über unser Recht, uns nicht zu impfen. Dabei ist zu bemerken:
Wirkliche Nebenwirkungen nach einer Impfung treten nur bei 0.02% auf,
aber ganze 14% der Corona-Infektionen haben einen schweren Verlauf- das
ist  ein  700-mal  höheres  Risiko,  wenn  man  davon  ausgeht,  dass  die
Herdenimmunität  das  Ziel  ist,  also  die  meisten  entweder  geimpft  oder
genesen sein müssen.

Wir müssen uns also bewusst machen, dass die Pandemie nicht einfach so
verschwinden  wird,  wenn  wir  nur  einen  Hebel  bewegen,  aber  alle
Bedingungen, die eine effektive globale Eindämmung bis heute verhindern,
außer Acht lassen. Wir müssen anfangen, mit weltweiten Forderungen zu
kämpfen: Es wird uns in Deutschland, Singapur oder Kanada nichts bringen,
wenn wir durchgeimpft sind aber der Rest der Welt unter der Pandemie
leidet und nicht an Impfstoffe herankommt, weil die Pharmakonzerne lieber
Profit  damit  machen,  als  Menschenleben  zu  retten.  Wir  brauchen  eine
Bewegung, die die durch die Corona-Krise hervorgehobenen Probleme als
Produkte  des  kapitalistischen  Systems  erkennt  und  international  als
Arbeiter_Innen  und  Jugendbewegung  für  folgende  Forderungen  kämpft:

Für einen globalen und solidarischen Wirtschaftslockdown bei vollen
Lohnfortzahlungen!
Konsequente  Durchsetzung  von  effizienten  Hygienekonzepten  in
Schulen & Unis!
Kostenlose  Endgeräte,  gute  Internetverbindungen  und  sichere
Lernräume, für alle, die im Homeschooling lernen!
Freigabe der Impfpatente und faire Verteilung der Impfstoffe und



Produktionsmöglichkeiten!
Mobile Impfteams in jeder Nachbarschaft!
Aufrüstung  des  Gesundheitssystems  und  höhere  Löhne  für  die
Beschäftigten statt einmaliger Corona-Boni!

Afghanistan:  ein  Ende  mit
Schrecken oder Schrecken ohne
Ende?
5 Fragen und 5 Antworten

Afghanistan, Was ist da los?,1.
Wie ist die Situation von Jugendlichen vor Ort?2.
War es ein Fehler die Bundeswehr abzuziehen?3.
Was bedeutet die Herrschaft der Taliban und sollten wir sie gegen4.
den Imperialismus unterstützen?
Was können wir hier vor Ort tun?5.

1.: Afghanistan, was ist da los?

Nach 20 Jahren Besatzung durch die NATO-Militärkoalition ist nach deren
Abzug aus Afghanistan innerhalb von nicht einmal zwei Monaten beinahe das
gesamte Staatsgebiet wieder in die Hände der radikalislamischen Taliban
gefallen.  Die Taliban überfielen unmittelbar nach dem Abzug der NATO-
Besatzungstruppen  zunächst  die  Provinzhauptstädte  und  umzingelten
schließlich die Hauptstadt Kabul, welche nahezu kampflos erobert werden
konnte.  Am  16.08.  kapitulierte  die  von  der  NATO  eingesetzte
Marionettenregierung Afghanistans unter dem Präsidenten Ghani schließlich
(der Hals über Kopf mit einem Heli voller Bargeld das Land verließ). Dies
bedeutete  faktisch  die  Machtübernahme durch  die  ursprünglich  aus  den
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Mudschahedin („Gotteskrieger“, welche btw von den USA, Saudi-Arabien und
Pakistan  erst  hochgerüstet  und  finanziert  wurden)  hervorgegangenen
Taliban.  Der  Abzug  der  letzten  verbliebenen  Soldat_Innen  der  NATO-
Mitgliedsstaaten und der klägliche Versuch der Evakuierung der Ortskräfte,
also  jener  Afghan_Innen,  welche  für  die  Besatzungstruppen  arbeiteten,
stellte den Höhepunkt der Niederlage der USA und seiner Verbündeten im
Afghanistankrieg dar. Allgemein gab es keinen nennenswerten Widerstand
gegen den Vormarsch der Taliban und zur Verteidigung der afghanischen
Regierung. Obwohl die Regierungstruppen während der 20 Jahre Besatzung
gut ausgerüstet und ausgebildet worden sind und offiziell  300 000 Mann
umfassten, während die Taliban gerade mal über schätzungsweise

70 000 Millizionäre verfügten, konnten Letztere bei Ihrem Vormarsch nicht
einmal  annähernd  durch  die  Regierungsarmee  aufgehalten  werden.  Der
Grund hierfür liegt nicht darin, dass die Taliban angeblich über einen hohen
Rückhalt in der Bevölkerung verfügten. Viel mehr sind die Korruption des
Präsidenten  Ghani  und  seiner  Marionettenregierung,  die  zunehmend
ausgebliebene Auszahlung des Solds an die afghanischen Soldat_Innen nach
dem  Abzug  der  NATO-Truppen,  die  Demoralisierung  des  afghanischen
Militärs  durch den Abzug der  Besatzungsarmeen sowie  nicht  zuletzt  die
grundlegend  schlechte  Versorgungslage  für  die  breite  Bevölkerung  als
Gründe für den ausbleibenden Widerstand gegen die Taliban zu nennen.
Nicht  zuletzt  sind  während  der  Besatzung  rund  250  000  AfghanInnen
gestorben – hiervon rund 70 000 Angehörige der Sicherheitskräfte, 100 000
wirkliche oder vermeintliche Taliban und über 70 000 ZivilistInnen. Sieben
der  insgesamt  rund  38  Millionen  Afghan_Innen  wurden  zu  Flüchtlingen,
hiervon rund vier Millionen im eigenen Land. Die anderen drei Millionen
flohen nach Pakistan, Iran oder weiter westwärts.

Es steht  jetzt  schon zweifellos  fest,  dass die nun angebrochene,  erneute
Herrschaft  der  Taliban,  welche  letztlich  das  Ergebnis  von  20  Jahren
erfolgloser  Besatzung  durch  die  westlichen  imperialistischen  Staaten
darste l l t ,  für  den  absoluten  Großtei l  der  Bevölkerung  nur
Verschlechterungen,  aber  keine  Verbesserungen  zu  bieten  hat.  Die
Rücknahme  demokratischer  Rechte  sowie  auch  die  zunehmende



Unterdrückung  von  Frauen  und  LGBTIAQs  zeigte  sich  bereits  in  der
„Empfehlung“ vonseiten der Taliban-Administration an Frauen, aufgrund der
Sicherheitslage  zuhause  zu  bleiben  wie  auch  in  der  brutalen
Niederschlagung  der  spontanen  Frauendemonstrationen  gegen  die
Herrschaft  der  Taliban.  [1]

2.: Wie ist die Situation von Jugendlichen vor Ort?

Auch und insbesondere für die Jugend in Afghanistan sieht die aktuelle Lage
nicht  viel  besser  aus.  Während  sie  ebenfalls  von  der  Einschränkung
demokratischer Rechte betroffen ist und die Hälfte von ihnen, nämlich die
Frauen,  voraussichtlich  zunehmend  aus  den  Bildungseinrichtungen
verdrängt wird, ist die Jugendarbeitslosigkeit mit offiziell 17% nach wie vor
verhältnismäßig hoch [2]. Es ist damit zu rechnen, dass diese in Zukunft
weiter  ansteigen  wird,  da  die  afghanische  Wirtschaft  zum  Großteil  an
Kapital- und Warenströme aus und in die Besatzerstaaten gekoppelt war. Vor
allem aber wird die Unterdrückung der Jugendlichen, die Entmündigung und
Ankettung an die Eltern (oder vielmehr den Vater), sich unter den Taliban
weiter verschärfen. Besuch von Discos, Videospiele oder „westliche“ Musik?
Fehlanzeige. Die Pädagogik, Möglichkeit zur Entfaltung der Persönlichkeit,
das  Kulturangebot  uvm.  werden  unter  der  Herrschaft  der  feudalen
Talibanbande  ihrer  rückwärtsgewandten  Gesellschaftsvorstellung
untergeordnet werden. Die bis dahin zumindest in den Großstädten gängige
Lebensweise, Arbeitsmöglichkeiten auch für Frauen, Menschenrechte, das
Versammlungsrecht  und  die  Meinungsfreiheit  gehören  mit  der
Machtübernahme durch die Taliban in Afghanistan der Vergangenheit an.

3.: War der Abzug der Bundeswehr ein Fehler?

Vor diesem Hintergrund könnte man schnell zu dem Schluss kommen, dass
der  Abzug der  Bundeswehr  und der  NATO-Truppen aus  Afghanistan  ein
Fehler  war.  Dieser  Schein  trügt  jedoch,  da  er  ausblendet,  dass  erst  die
Besatzung Afghanistans durch die Bundeswehr und ihrer Verbündeten ein
verwüstetes  Land  und  zigtausende  zivile  Opfer  hinterlassen  hat.  Die
politischen Verhältnisse in Afghanistan sind nicht zu verstehen, ohne die
nicht enden wollende Kette der Einmischung anderer Staaten zu betrachten.



Angefangen bei der kolonialen Ausbeutung, über die sowjetische Besatzung
und der Finanzierung der Mudschahedin durch die USA, bis hin zur NATO-
Invasion.  Rund  80%  der  Bevölkerung  gelten  heute  als  arbeitslos  oder
unterbeschäftigt,  60%  der  Kinder  leiden  schon  jetzt  an  Hunger  und
Unterernährung [3]. Der von der NATO-Militärkoalition geführte Krieg gegen
Afghanistan  war  von  vornherein  zum Scheitern  verurteilt.  Das  Ziel  war
mitnichten  die  vorgegebene  Demokratisierung  und  der  Export  von
Menschenrechten, sondern hatte vielmehr die Verfolgung geostrategischer
und ökonomischer Interessen zum Ziel. Wie schon im Kolonialismus tarnen
die  Besatzer  ihre  ökonomischen  und  militärischen  Interessen  unter  dem
Deckmantel des Kampfes für „Menschenrechte“ und „zivilisatorische Werte“.
Die Form der Führung dieses ungleichen Krieges und der überstürzte Abzug,
die  bloße  Ausplünderung  des  Landes  und  Verwüstung  dessen,  das
Zurücklassen  der  Ortskräfte  uvm.  zeigen  mehr  als  deutlich  auf,  dass
Interventionen  des  imperialistischen  Westens  keine  Lösung,  sondern  viel
mehr  die  Ursache  des  Problems  sind.  Die  Befreiung  vom  Joch  der
Unterdrückung können nur die unterdrückten Klassen Afghanistans selbst
bewerkstelligen,  in  Kooperation  und  internationaler  Solidarität  mit  den
Unterdrückten  und  Ausgebeuteten  weltweit.  Darüber  reden  wir  in  der
fünften  Frage  noch  genauer.  Schon  jetzt  ist  aber  klar,  dass  wir  auch
weiterhin  fest  gegen  alle  imperialistischen  Auslandseinsätze  und
Waffenexporte  stehen!

Was bedeutet die Herrschaft der Taliban? Sollten wir sie gegen4.
den Imperialismus unterstützen?

Den  Taliban  schwebt  die  Errichtung  eines  theokratischen  Gottesstaates,
eines afghanischen Kalifats vor. Die Herrschaft der Taliban bedeutet in erster
Linie eine Verschlechterung der Lebens-  und Arbeitsbedingungen für die
breiten Massen, die Einschränkung demokratischer Rechte, Rücknahme von
Frauenrechten,  die  Verbannung  von  Frauen  aus  der  Öffentlichkeit  und
Verdrängung in die Reproduktionssphäre, die verschärfte Unterdrückung von
Frauen,  LGBTQIA+-Menschen,  Jugendlichen und nationaler  Minderheiten.
Mädchenschulen  werden  voraussichtlich  dichtgemacht,  Frauen  von  der
Teilhabe  an  Bildung  nach  und  nach  ausgeschlossen  und  ihnen  wird
vermutlich  auch  wieder  verboten  werden,  die  eigene  Wohnung  ohne



männliche Begleitung zu verlassen. Die Verfolgung politischer Gegner, von
Journalist_Innen und Menschenrechtsaktivist_Innen, Folter und Mord werden
künftig  zum  repressiven  Alltag  der  Afghan_Innen  gehören.  Durch  die
Sanktionen und die zu erwartende, weitestgehende Isolation Afghanistans
wird sich die ohnehin schon miserable Versorgungslage für weite Teile der
Bevölkerung aller Voraussicht nach massiv verschlechtern.

Alleine  aus  den  bereits  genannten  Gründen  wird  klar,  warum  eine
Unterstützung  der  Taliban  gegen  den  Imperialismus  im  Sinne  der
antiimperialistischen Einheitsfront für uns ausgeschlossen ist. Hinzu kommt,
dass alle Linken, SozialistInnen, MarxistInnen, AnarchistInnen usw. sich in
Afghanistan  fortan  in  der  Illegalität  organisieren  müssen  und  von  der
verschärften  Unterdrückung  unter  der  Talibanherrschaft  nicht  verschont
bleiben.  Der  Versuch,  eine  kommunistische  Jugendorganisation  und  eine
unabhängige  Arbeiter_Innenpartei  mit  revolutionärem  Programm
aufzubauen, würde also zweifelsohne durch die Taliban mit  allen Mitteln
bekämpft werden, ein solcher Aufbau kann bestenfalls unter dem Vorzeichen
der Illegalität stattfinden.

Weiterhin  stehen  die  Taliban  nicht  für  die  Unabhängigkeit  vom
Imperialismus,  sondern es  zeigt  sich viel  mehr,  dass  diese offen für  die
Kooperation  mit  dem  russischen,  vor  allem  aber  mit  dem  chinesischen
Imperialismus sind. Dies zeigt sich nicht zuletzt auch in den anhaltenden
diplomatischen  Treffen  der  Taliban  mit  Vertreter_Innen  Russlands  und
Chinas und der öffentlich verlautbarten Bereitschaft zur Anerkennung der
Herrschaft der Taliban. Die Taliban werden versuchen, die Isolation durch
den westlichen Imperialismus zu durchbrechen, indem diese sich zumindest
die Gunst des russischen und chinesischen Imperialismus sichern wollen.
Russland und China werden die Einladung, das durch den Abzug der NATO
hinterlassene Machtvakuum in Afghanistan zu füllen, dankend annehmen.
Schließlich  verfolgen  beide  Staaten  ihre  eigenen  geostrategischen  und
ökonomischen Interessen. Nicht zuletzt steht auch Pakistan weiterhin mehr
oder weniger offen an der Seite der Taliban. Es gibt Berichte, wonach die
Eroberung der bis zuletzt Widerstand leistenden Provinz des Pandschir-Tals
durch die Taliban durch Angriffe der Luftwaffe Pakistans unterstützt wurde.



Dass insbesondere der pakistanische Geheimdienst beste Verbindungen zu
den Taliban unterhält und diese seit jeher finanziert und aufgebaut hat, ist
kein Geheimnis. Hieran wird deutlich, dass auch Pakistan bei dem Kampf um
die Neuordnung Afghanistans versucht, seinen Einfluss als Regionalmacht
geltend zu machen. Für uns stellt sich daher gar nicht die Frage, ob wir die
Taliban  im  Kampf  gegen  den  Imperialismus  unterstützen.  In  diesem
Stellvertreterkonflikt zwischen den imperialistischen Blöcken kann die einzig
richtige  Position  nur  die  Parteinahme  für  die  Unabhängigkeit  vom
Imperialismus,  für den Aufbau einer internationalen,  antiimperialistischen
Bewegung und für die Befreiung aller  Unterdrückten und Ausgebeuteten
sein. Der Kampf gegen den Imperialismus kann also nicht mit den Taliban,
sondern nur gegen diese erfolgreich geführt werden.

5. Was können wir hier vor Ort tun?

Für uns als revolutionäre Marxist_Innen ist klar, dass der Kampf gegen die
Herrschaft der Taliban, der Kampf für demokratische Rechte und soziale
Verbesserungen mit dem Kampf gegen den Imperialismus verknüpft werden
muss. Weiterhin darf der Kampf für demokratische Rechte auch nicht vom
Ziel der sozialistischen Revolution getrennt gesehen werden. Vielmehr kann
eine  solche Vorstellung von einer  „demokratischen Etappe“  als  strikt  zu
trennende Vorbedingung für die soziale Revolution nur den Besitzenden in
Afghanistan  und  dem  Imperialismus  in  die  Hände  spielen.  Stattdessen
müssen die Unterdrückten selbst die Macht ergreifen und die Erkämpfung
demokratischer Rechte mit der Errichtung einer sozialistischen Räterepbulik
verbinden – nicht nur in Afghanistan, sondern auch darüber hinaus.

In  Afghanistan  selbst  müssen  Revolutionär_Innen  aktuell  vor  allem  ums
Überleben kämpfen und sich in der Illegalität organisieren. Es bedarf des
Aufbaus von demokratisch kontrollierten Selbstverteidigungskomitees und
einer  im  Untergrund  gedruckten  revolutionären  Presse.  Diese  muss  das
afghanische Proletariat zu politischen Streiks gegen die Taliban-Regierung
und zur Gründung von Betriebs-, Gemeinde- Soldatenräten aufrufen. Dabei
gilt es auch die afghanische Exilbevölkerung, die Teil des Proletariats der
umliegenden  Länder  ist,  zu  organisieren  und  in  diesen  Ländern  mit
Demonstrationen  und  Streiks  für  offene  Grenzen  und  gegen  jegliche



militärische,  wirtschaftliche  und  politische  Unterstützung  der  Taliban-
Regierung  zu  kämpfen.

Auch hier in Europa gilt es jetzt vor allem, politischen Druck aufzubauen und
internationale Solidarität zu organisieren. Die Luftbrücke-Demonstrationen
waren ein  guter  Ansatz,  um die  NATO-Mitgliedsstaaten in  die  Pflicht  zu
nehmen, unbürokratisch afghanische Geflüchtete aufzunehmen. Doch dabei
allein darf es nicht bleiben. Wir Jugendlichen müssen gemeinsam mit der
Arbeiter_Innenklasse eine internationale Bewegung aufbauen, welche nicht
nur  für  legale  Fluchtwege  kämpft,  sondern  auch  für  die  dezentrale
Unterbringung,  die  Versorgung mit  Arbeitsplätzen und Wohnungen,  volle
StaatsbürgerInnenrechte  und  offene  Grenzen  für  alle,  einen  Stopp  von
Waffenexporten und aller Auslandseinsätze fordert. In Deutschland fällt uns
dabei insbesondere die Aufgabe zu, Widerstand zu organisieren gegen die
Beziehungen  zwischen  dem  deutschen  Kapital  und  den  die  Taliban
unterstützenden  Kräften  wie  Pakistan,  das  zu  den  fünf  größten
Handelspartnern  des  deutschen  Imperialismus  gehört.  Ebenso  wäre  es
denkbar, dass eine entstehende unabhängige Widerstandsbewegung von der
deutschen  und  internationalen  Arbeiter_Innenklasse  Waffen  oder  andere
materielle Unterstützung erhält.

Am  Ende  müssen  wir  uns  revolutionär  organisieren,  eine  internationale
kommunistische Jugendorganisation und eine neue revolutionär-marxistische
Internationale aufbauen, um den Imperialismus und Kapitalismus, aber mit
diesen auch jede Form reaktionär-theokratischer Herrschaft hinwegzufegen.

Solidarität  mit  der  Jugend  in
Sheikh  Jarrah!  Solidarität  mit
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dem  palästinensischen
Widerstand!
Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/05/11/solidaritaet-mit-der-jugend-in-sheik
h-jarrah-solidaritaet-mit-dem-palaestinensischen-widerstand/

Dilara Lorin, Martin Suchanek, Infomail 1149, 11. April 2021

Seit Montag, den 10. Mai, bombardiert die israelische Luftwaffe
Gaza. Mindestens 24 Menschen, darunter 9 Kinder, wurden nach Angaben
des palästinensischen Gesundheitsministeriums bis zum Morgen des 11.
Mai getötet, 109 wurden verletzt. Insgesamt flogen die israelischen
Streitkräfte 150 Angriffe.

Die Regierung Netanjahu und die Armeeführung präsentieren und
rechtfertigen die Bombardierungen einmal mehr als Akt der
Selbstverteidigung – und in ihrem Gefolge auch die westlichen
imperialistischen Schutzmächte und Verbündeten Israels. Die Aktion
wird als Reaktion auf den Abschuss von über 100 Raketen aus Gaza
dargestellt, als Vergeltung auf eine vorhergehende Aktion der Hamas
und des palästinensischen Widerstandes, die als „Terrorist_Innen“,
„Islamist_Innen“ oder blutrünstige „Antisemit_Innen“
diffamiert werden.

Kurzum, der ideologischen Rechtfertigung der zionistischen
Regierung wie ihrer westlichen Unterstützer_Innen gelten die
Palästinenser_Innen als Aggressor_Innen. Die Vergeltungsschläge
sollen bloß „verhältnismäßig“ bleiben und, so das
stillschweigende Kalkül, nach einigen Tagen verebben.

Verschwiegen wird, worum es im „Konflikt“ eigentlich geht,
worin seine Ursachen eigentlich bestehen. Dabei verdeutlicht der
Kampf gegen die Räumung palästinensischer Wohnungen und Häuser im
Ostjerusalemer Stadtteil Sheikh Jarrah exemplarisch, worum es sich
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dreht: um die fortgesetzte, systematische Vertreibung und nationale
Unterdrückung der palästinensischen Bevölkerung. Ostjerusalem soll
die nächste Etappe der Vertreibung und Annexion durch den
zionistischen Staat darstellen – eine fortdauernde, die mit der
Gründung Israels und dessen Expansion untrennbar verbunden ist.

Sheikh Jarrah
Auch wenn mittlerweile die internationalen Medien voll sind mit
Berichten über Sheikh Jarrah, die Zusammenstöße von Polizei,
zionistischen, rechten Siedler_Innen und palästinensischen
Jugendlichen, so dienen diese wohl eher dem Einschwören auf die
israelische und westliche politische Linie denn der Information.

Es wird nicht erwähnt, dass der zionistische Staat seit seiner
Gründung unablässig fortfährt, Palästinenser_Innen aus ihren
Wohnungen und Häusern zu vertreiben und dadurch in die Flucht zu
zwingen. Es werden die ultraorthodoxen und rechten Gruppierungen
nicht erwähnt, die friedlich Fasten brechende oder protestierende
Palästinenser_Innen angreifen, sie aus ihren Häusern werfen und
tatkräftig von den staatstragenden Parteien hofiert und unterstützt
werden. Es wird beim Lob für Israels  Impfkampagne nicht
erwähnt, dass in den vom Staat besetzten israelischen Gebieten die
Bevölkerung nicht nur keinen Zugang zum Impfstoff erlangt, sondern
auch das gesamte Gesundheitssystem permanent vor dem Zusammenbruch
steht. Palästinenser_Innen sind faktisch Menschen zweiter Klasse.
Ihnen werden gleiche bürgerliche Rechte vorenthalten, Westbank und
Gaza werden immer mehr von der Außenwelt abgeschottet.

Die rechte Regierung Netanjahu setzt seit Jahren auf einen
aggressiveren Kurs der Vertreibung und der Annexion von Land in der
Westbank infolge des Siedlungsbaus. Unter der Administration Trump
und deren „The Deal of the Century“ wurde Jerusalem offiziell als
Hauptstadt Israels anerkannt, eine Einladung an die zionistische
Regierung, an Behörden und Gerichte sowie an rechte Siedler_Innen,
die Annexion Ostjerusalems voranzutreiben.



Was hat all dies mit Sheikh Jarrah zu tun?
Sheikh Jarrah ist ein Viertel in Ostjerusalem, welches auch nach 
1948, der Gründung des israelischen Staates, mehrheitlich von
Palästinenser_Innen bewohnt war, während im Westen mehrheitlich
israelische Staatsbürger_Innen wohnen und Palästinenser_Innen
diesen Teil der Stadt nicht einfach so betreten dürfen. Diese
Aufteilung und das Verbot für die palästinensische Bevölkerung
sind Teil einer bewussten Politik, die immer mehr versucht, den
Wohnraum und die Existenz von Palästinenser_Innen einzuschränken.
Zwischen 2004 bis 2016 wurden 685 palästinensische Häuser in
Jerusalem zerstört. 2513 Menschen wurden obdachlos.

Heute leben mehr als 700.000 israelische Siedler_Innen in
illegalen Siedlungen in Palästina und Ostjerusalem. Aber damit
leider nicht genug, denn die Situation um Sheikh Jarrah hat 
kein Alleinstellungsmerkmal. Diese Zwangsräumungen der dort seit
Jahrhunderten ansässigen Palästinenser_Innen hat israelische
Tradition und ist tragische Geschichte von mehr als 538 Städten und
Dörfern. Den Bewohner_Innen dieses Stadtteils droht Vertreibung und
die damit einhergehende Flucht – entweder auf „legalem“ Weg,
indem israelische Gerichte Ansprüche von Siedler_Innen auf Häuser
legitimieren, die seit Jahrzehnten von Palästinenser_Innen bewohnt
wurden, oder auf „illegalem“, indem der Bau von Häusern und
Wohnungen durch Siedler_Innen nachträglich anerkannt wird. Die
Besatzungsbehörden planen außerdem den Bau von 200
Siedlungseinheiten auf dem Land und in den Häusern der Bevölkerung
von Sheikh Jarrah. Diese Vertreibung ist seit mehr als 40 Jahren ein
Teil des israelischen Siedlungsplans, um auf diesen Flächen
Siedlungen zu errichten, so wie es im Westjordanland tagtäglich
geschieht.

Al-Aqsa, Jerusalem und der Widerstand
Gegen die Räumung palästinensischer Häuser und Wohnungen wehren
sich seit Tagen vor allem Jugendliche in Ostjerusalem. Dagegen ging



die Polizei mit äußerster Brutalität, mit Blendgranaten und
Wasserwerfern vor. Hunderte wurden zum Teil schwer verletzt, um
Unrecht und die Ordnung der Herrschenden aufrechtzuerhalten.

Anlässlich des „Jerusalem-Tages“, an dem in Israel die
Annexion Ostjerusalems im Zuge des 6-Tage-Krieges von 1967 gefeiert
wird, eskalierten rechte Siedler_Innen am 10. Mai bewusst die Lage,
indem sie trotz der Spannungen ihren jährlichen reaktionären
Fahnenmarsch durchführten. Diesmal wurde aus der gezielten
Provokation faktisch ein Angriff auf die Al-Aqsa-Moschee. Diese
befindet sich auf der Westseite Jerusalems in der Altstadt und bildet
für die Muslime/a eines der 3 wichtigsten Heiligtümer. Tage zuvor
schon hingen Plakate an den Wänden der Stadt, welche diese Angriffe
seitens rechter Siedler_Innen propagierten und dazu aufriefen, sich
daran zu beteiligen.

Während sich ein Teil der Palästinenser_Innen noch im
Fastenmonat Ramadan befindet, kämpfen diese und andere gegen die
Angriffe und Attacken. Es verbreiteten sich Bilder wo in der
Al-Aqsa-Moschee Jugendliche Steine sammeln, Barrikaden bauen, um dem
angekündigten Angriff entgegenzuwirken, und ein wütender Mob
Siedler_Innen an den Türen und Toren der Altstadt rüttelt. Die
Situation dauert schon seit mehreren Tagen an und es wurden mehr als
300 Palästinenser_Innen verletzt.

Der Angriff auf die Al-Aqsa-Moschee stellt dabei eine gezielte
Provokation nicht nur der Palästinenser_Innen, sondern aller
Muslime/a, ja aller Unterdrückten im Nahen Osten dar.

Dabei wurden bewusst und provokant religiöse Gefühle verletzt.
Im Kern geht es aber um keine Glaubensfrage, sondern darum, den
national und rassistisch Unterdrückten ihre Ohnmacht, ihre
Chancenlosigkeit vorzuführen.

Der Widerstand gegen die Räumungen bildet daher nur einen Aspekt
eines größeren Kampfes gegen ein System der Unterdrückung, der



Vertreibung, der fortgesetzten Kolonisierung und imperialistischen
Ausbeutung. An vorderster Front bei den Demonstrationen und Kämpfen
steht dabei oft die palästinensische Jugend.

Flächenbrand
Der  Kampf  um Sheikh  Jarrah  und  um Al-Aqsa  wirkt  wie  der  berühmte
Funken, der das Pulverfass zu entzünden droht. In zahlreichen Städten in der
Westbank gingen Jugendliche, Arbeiter_Innen, Bauern/Bäuerinnen und die
verarmten Massen auf die Straße. In Nazareth, Kafr Kana oder Schefar’am
brachen in der Nacht vom Montag zum Dienstag lokale Aufstände aus. In
Gaza  marschieren  Hunderte,  wenn  nicht  Tausende,  an  die  von  der
israelischen  Armee  hermetisch  abgeriegelte  und  hochmilitarisierte  Grenze.

Hamas und verschiedene Gruppen des palästinensischen Widerstandes
feuern Raketen auf Israel, wohl wissend um die blutige Antwort von
dessen Luftstreitkräften. Doch diese verzweifelten Aktionen in einem
asymmetrischen Krieg verdeutlichen auch die Entschlossenheit des
palästinensischen Volkes, dessen Würde und Existenz untrennbar mit
dem Widerstand gegen die Besatzung verbunden ist.

Dieser Widerstand gegen die Besatzung ist in all seinen Formen
legitim. Auch wenn die taktische und strategische Nützlichkeit von
Raketenangriffen auf Israel fraglich ist, so unterscheiden wir als
Revolutionär_Innen klar zwischen der Gewalt der Unterdrücker_Innen,
des israelischen Staates und seiner Armee, und der Unterdrückten und
solidarisieren uns mit dem Widerstand.

Eine neue Intifada liegt in der Luft. Die entscheidende politische
Frage ist jedoch, wie sich diese ausweiten, wie sie siegen kann. Die
zionistische Vertreibung und Expansion und die offene Unterstützung
durch Trump haben schon in den letzten Jahren die Palästinenser_Innen
in eine immer verzweifeltere Lage gebracht und auch die politische
Führungskrise in der Linken und Arbeiter_Innenklasse massiv
verschärft. Auch wenn die Palästinensische Autonomiebehörde und
die Hamas die Bewegung in Ostjerusalem unterstützen, so kollaboriert



erstere nach wie vor mit dem zionistischen Staat und jagt einer
Verhandlungslösung nach. Auch die Hamas verfügt über keine
Strategie zum Sieg und bietet eine reaktionäre, religiöse und keine
fortschrittliche, demokratische oder gar sozialistische Perspektive
im Interesse der Arbeiter_Innenklasse.

Die zentrale Frage besteht daher darin, wie die fortgesetzten
Bombardements Israels gestoppt und die lokalen Aufstände der Jugend
verbreitert werden können und in diesem Zug auch eine neue,
revolutionäre Kraft in Palästina aufgebaut werden kann. Dies ist
nicht so sehr eine organisatorische, sondern vor allem eine
programmatische Frage.

Um den Widerstand gegen die zionistische Aggression
voranzutreiben, braucht es eine neue Intifada, die die Form eines
Generalstreiks in den Werkstätten und auf den Feldern sowie der
Einstellung jeder Kooperation mit den Institutionen der
Besatzungsmacht annimmt. Die Möglichkeiten des rein ökonomischen
Drucks in Palästina sind aufgrund der Ersetzung palästinensischer
Arbeitskraft in vielen israelischen Unternehmen erschwert, wenn auch
nicht unmöglich.

Von entscheidender Bedeutung könnte und müsste die Solidarität
der Arbeiter_Innenklasse und Unterdrückten in den Ländern des Nahen
Ostens sein, indem sie Israel und seine militärische Maschinerie
durch Streiks und Weigerung, Waren zu transportieren oder
Finanztransaktionen durchzuführen, unter Druck setzt. Dies könnte
in Verbindung mit massenhaften Solidaritätsdemonstrationen auch die
reaktionären arabischen Regime in Ägypten und Saudi-Arabien oder
die vorgeblichen Freund_Innen der Palästinenser_Innen wie Erdogan
oder Chamenei entlarven und die Arbeiter_Innenklasse zur führenden
Kraft im Kampf gegen den Zionismus machen.

Dieser Druck kann auch die klassenübergreifende Einheit zwischen
Kapital und jüdischer Arbeiter_Innenklasse in Israel unterminieren
und damit die Perspektive eines gemeinsamen Kampfes von



palästinensischer Arbeiter_Innenklasse und Bauern-/Bäuer_Innenschaft
mit der jüdischen Arbeiter_Innenklasse gegen Zionismus und für
einen gemeinsamen, multinationalen Staat unter Anerkennung des
Rückkehrrechts aller Palästinenser_Innen eröffnen.

Schließlich müssen die Arbeiter_Innenklasse und die Linke in den
imperialistischen Ländern selbst in Solidarität mit dem
palästinensischen Volk auf die Straße gehen und mit Streik und
Boykott von Transporten den Druck auf Israel erhöhen, die
Luftangriffe auf Gaza und die Repression in Ostjerusalem
einzustellen. Solidaritätskundgebungen und die Unterstützung von
Demonstrationen zum Nakba-Tag wären dazu ein erster Schritt.

Die Bombardements seitens Israel, die Belagerung Gazas und die
Siedlungsbauten in der Westbank haben auch jede Hoffnung auf die
Zwei-Staaten-Lösung begraben. Angesichts der Vertreibung, der
Aggression und Unnachgiebigkeit der israelischen Regierungen erweist
sie sich nicht nur als reaktionär, sondern schlichtweg auch als
komplett illusorisch, als diplomatische Farce. Die einzig mögliche
demokratische Lösung besteht in der Zerschlagung des Systems der
Apartheid und der rassistischen Grundlage des zionistischen Staates,
im Recht auf Rückkehr für alle Palästinenser_Innen und in der
Errichtung eines binationalen Staates auf der Basis vollständiger
rechtlicher Gleichheit aller. Die imperialistischen Staaten wie die
USA, Deutschland, Britannien und die EU müssen dazu gezwungen
werden, die Kosten für diese Rückkehr und den Aufbau der nötigen
Infrastruktur und Wohnungen zu tragen. Damit diese ohne
nationalistische Gegensätze erfolgen kann, muss diese demokratische
Umwälzung mit einer sozialistischen, mit der Enteignung des
Großkapitals und Großgrundbesitzes verbunden werden.

Schluss mit der Besatzung! Keine Bomben auf Palästina!
Solidarität mit dem palästinensischen Widerstand!
Für einen binationalen Staat, in dem alle Staatsbürger_Innen
gleiche Rechte haben unabhängig von ethnischer Herkunft und
Religion!



Für ein sozialistisches Palästina als Teil Vereinigter
Sozialistische Staaten des Nahen und Mittleren Ostens!

Über  Islamophobie  und  die
Frage,  ob  es  eine  religiöse
Revolutionärin geben kann
von Dilara Lorin

Antimuslimischer  Rassismus,  sogenannte  Islamophobie  ist  in  den  letzten
Jahren so dauerpräsent geworden, dass man irgendwie das Gefühl hat, er
gehöre zum „guten Ton“ der spätkapitalistischen Gesellschaft. Gerade aktuell
ist in den Medien die Debatte wieder aufgeflammt: „Ist der Islam an sich
rückschrittlich?“. Wir wollen daher die Gelegenheit nutzen, um mit diesem,
wie mit anderen Mythen mal wieder ein wenig aufzuräumen.

Vorab
sei bemerkt, dass bei der Betrachtung von antimuslimischem Rassismus
auch die Frage, was eigentlich „Islamismus“ sei, eine große
Rolle spielt, der wir jedoch in dieser Zeitung nicht den angemessenen
Platz einräumen können und die wir daher in der nächsten Ausgabe
behandeln wollen.

Was
ist Islamophobie?

Islamophobie  ist  laut  Wörterbucheintrag die  Abneigung gegen den Islam
(und  seine  Anhänger_Innen)  und  die  negative,  feindliche  Einstellung
gegenüber  Muslim_Innen.  Politisch diente  das  Schüren von Islamophobie
dazu jedes imperialistische Eingreifen und sogar Besetzung und Kriege in der
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muslimischen Welt zu rechtfertigen, ebenso wie den staatlichen Rassismus
im eigenen Land, d.h. repressive Gesetze und sonstige Unterdrückung gegen
nationale oder religiöse Minderheiten.  Antimuslimischer Rassismus ist  im
Spätkapitalismus ein Hauptbestandteil imperialistischer Ideologie geworden.
Ihm bedienen sich auch rechtspopulistische Kräfte wie AfD, Marine Le Pen,
FPÖ und andere, die ihn nutzen um ihre rassistischen Propaganda darauf
aufzubauen. Auch wenn Islamophobie als relativ neues Phänomen erscheint,
wurzeln viele der heute präsenten Bilder tief in der europäischen Geschichte.
Darstellungen  des  Orients  als  primitiv,  rückständig  und  despotisch  im
Vergleich  zum  modernen  und  aufgeklärten  Westen  oder  das  in  Europa
verbreitete  Schreckbild  des  expandierenden  Osmanischen  Reiches  als
Bedrohung des christlichen Abendlands haben eine lange Geschichte und
werden  im  modernen  antimuslimischen  Rassismus  oftmals  wieder
aufgegriffen und auf  die  „Rasse“,  „Natur“ oder „Kultur“  der Betroffenen
zurückgeführt.  In  Westeuropa und Nordamerika führt  er  zu rassistischer
Agitation  gegen  Immgirant_Innen  aus  dem Nahen  Osten,  dem indischen
Subkontinent und Ostafrika geworden.

Er
führt dazu, dass Grenzen geschlossen werden, Überwachung der
Bevölkerung zunimmt, Attentate auf Migrant_Innen zunehmen und vieles
mehr.

Wie
auch andere Spielarten von Rassismus hat Islamophobie in
imperialistischen Ländern die Funktion, dass ein Teil der
Arbeiter_Innenklasse noch schlechter bezahlt wird als die anderen und
daher als Lohndrücker_Innen wirkt. Darüber hinaus werden die
Arbeiter_Innen gegeneinander ausgespielt, anstatt gemeinsam für ihre
Interessen einzustehen.

Hintergrund
in den Weltordnung

Schauen
wir uns die heutigen Staaten im Nahen/Mittleren Osten an, erkennen



wir schnell, dass sie von westlichen Medien als zurückgeblieben,
barbarisch angesehen werden und diese Zuschreibung auch immer
einhergeht mit einer islamfeindlichen Anschauung. So als würde
gerade der Islam diese Zurückgebliebenheit der Regionen verursachen.
Dabei sind diese Staaten, weil sie Halbkolonien sind, wirtschaftlich
künstlich unterentwickelt, d.h. die imperialistischen Staaten, von
denen sie abhängen, wollen erst gar nicht, dass sie sich weiter
entwickeln und am Ende noch wirtschaftlich unabhängig machen. Mit
der wirtschaftlichen Abhängigkeit, können auch die Staaten gar
nicht selber entscheiden worin sie investieren, wird die Korruption
erhöht und vor allem die Arbeiter_Innen, Jugendliche und Frauen
leiden darunter und müssen unter unmenschlichen Lebensbedingungen
leben und arbeiten und werden dabei systematisch ausgebeutet. Diese
Perspektivlosigkeit, diese künstlich unterentwickelte Wirtschaft hat
dabei nichts mit dem Islam zu tun, so wie es viele konservative,
Rechte aber auch Bürgerliche behaupten, sondern schlicht und einfach
mit der wirtschaftlichen Ausbeutung und dem imperialistischen
Machtgefüge.

Es
ist daneben kein Zufall, dass das Aufleben der Islamophobie im 21.
Jahrhundert zeitlich mit der Intervention der USA in ölreiche aber
muslimisch geprägte Regionen wie z.B. der Irak zusammenfällt. Die
traditionelle islamische Kultur wurde so ein Brennpunkt
US-imperialistischer Kritik – mit arroganten Aufforderungen, sich
selbst zu modernisieren, d.h. zu verwestlichen. Doch genau das ist
ein überhebliches, ekliges und unmögliches Verfangen. Denn Staaten
die der Imperialismus von sich abhängig macht, können sich nicht
aus den Fesseln befreien, unabhängig werden und entwickeln um
„westlichen“ Standards zu entsprechen.

Religion
nur Opium fürs Volk?

Wenn
man sich vor Augen führt wie die Mehrheit der Menschen auf dieser



Welt leben, meist ohne eine Zukunft, mit Krieg, Armut, Unterdrückung
und Leid als ständigen Begleiter ist, steht für viele von Ihnen der
Glaube an eine höhere Macht, an Gerechtigkeit und an ein besseres
Leben nach dem Tod nicht weit. Es ist diese Hoffnung und die Kraft,
die es ihnen ermöglicht das Leid zu ertragen. Darum dürfen wir als
Revolutionär_Innen den religiösen, an einem Gott/Allah glaubenden
Teilen der Arbeiter_Innenklasse nicht uninteressiert entgegenstehen.

Als
Kommunist_Innen ist gleichzeitig der dialektische Materialismus
unsere philosophische Grundlage, die daher im Widerspruch zu allen
religiös-idealistischen Erklärungsansätzen steht. Das heißt
jedoch nicht, dass nicht auch ein_e ehrliche_r Revolutionär_In sich
rekreativ religiösen Ritualen widmen kann, wenn er_sie daraus Kraft
schöpft. Religion bleibt also Privatsache, und wir sollten keine_n
entschlossene_n Klassenkämpfer_In wegen seiner religiösen
Vorstellungen zurückweisen.

Wofür
wir aber einstehen und kämpfen müssen,

ist
die unbedingte Trennung von Religion und Staat, egal ob man
Atheist_In, oder religiös ist, das heißt: keine
religiös inspirierten Gesetze, keine Finanzierung von religiösen
Schulen, kein verpflichtender Religionsunterricht, keine
Zurschaustellung religiöser Symbole durch öffentliche Einrichtungen
(wie zum Beispiel Kreuze in Schulen) und die Offenlegung aller
Finanzquellen von religiösen Institutionen. Trotz freier
Religionsausübung darf niemand in seinen demokratischen Rechten
eingeschränkt werden. Wir verteidigen jede Person, die auf Grund
ihrer Religion diskriminiert wird und stellen uns gegen jede
Diskriminierung, die mit religiöser Überzeugung gerechtfertigt
wird.

Wir



verteidigen das Recht von Muslim_Innen, ihre Religion auszuüben und
Moscheen zu erbauen. Ebenso haben Frauen das Recht, sich zu
verschleiern, auch mit einer Burka, wenn sie es wollen. Dass wir für
diese Freiheit zur Ausübung ihres Glaubens eintreten, geht für uns
darüberhinaus Hand in Hand damit, gegen den Zwang zu kämpfen, dass
sich Frauen und Jugendliche diesen oder jenen religiösen
Vorstellungen wider eigenen Willens unterwerfen müssen.

In
unserem Kampf, den wir gemeinsam führen, verfallen wir nicht
islamfeindlichen Gedanken, sondern rufen die Arbeiter_Innenbewegung
dazu auf ihren muslimischen Geschwistern beizustehen, wo sie
unterdrückt werden. Auf diese Weise kann die Arbeiter_Innenbewegung
den Einwander_Innen und religiösen Minderheiten in den
imperialistischen Ländern demonstrieren, dass sie die
demokratischste und fortschrittlichste Kraft ist und kann dadurch
auch dem Islam seine Führungsrolle streitig machen.

Libanon  –  die  Revolution  hat
begonnen
Dilara  Lorin,  Martin  Suchanek,  zuerst  erschienen  auf
arbeiterinnenmacht.de,  10.  August  2020

Die Explosion im Hafen von Beirut hinterlässt ein schier
unglaubliches Ausmaß an Zerstörung im ohnedies krisengeschüttelten,
faktisch vor dem Staatsbankrott stehenden Libanon.

Am 4.  August  detonierten  2.750  Tonnen  Ammoniumnitrat  im  Hafen  von
Beirut.  154  Menschen  wurden  getötet,  über  5.000  verletzt,  geschätzte
300.000  – über 10 % der Einwohner_Innen der Hauptstadt des Landes – sind

https://onesolutionrevolution.de/libanon-die-revolution-hat-begonnen/
https://onesolutionrevolution.de/libanon-die-revolution-hat-begonnen/
http://arbeiterinnenmacht.de


seither obdachlos.

Die verheerende Katastrophe löste aber auch eine andere, für die
Zukunft des Landes noch weit tiefer gehende soziale und politische
Explosion aus, eine wahre politische Detonation.

Die Krise des Landes schlägt in eine revolutionäre um. Die verhasste
politische Elite, praktisch alle staatlichen und offiziellen
Institutionen – ob Präsident, Parlament, Bürokratie, etablierte
Parteien, Polizei und Gerichte –, hat ihren letzten, ohnedies kaum noch
vorhandenen Kredit bei der Bevölkerung verspielt.

Deren Verzweiflung schlug innerhalb kürzester Zeit in eine neue Welle
des Massenprotests um, der Züge eines Aufstandes anzunehmen beginnt.
Schon in den letzten Jahren richteten sich riesige Mobilisierungen gegen
die Regierungen, so 2015 die Kampagne „Ihr stinkt“, die sich gegen die
fehlende Müllentsorgung Beiruts richtete. Zuletzt drohte der Regierung
im Herbst 2019 eine „Revolution“ der Bevölkerung. Damals hatte eine
beabsichtigte Besteuerung von Messenger-Diensten und damit verbundener
Online-Telefonie Hunderttausende, wenn nicht Millionen, auf die Straße
gebracht und das öffentliche Leben lahmgelegt.

Nun richtet sich der Zorn gegen die gesamte „Elite“ des Landes, gegen
Regierung, Staatsapparat und eine kleine Schicht von reichen
Geschäftsleuten und deren Anhang, die das Land seit Jahren mehr oder
minder gemeinschaftlich ausplündern.

Die Tragödie im Hafen ließ Trauer, Wut und Hass der Bevölkerung in
Aktion umschlagen. Die Bewegung eint in diesem Stadium vor allem eine
Forderung – die gesamte „Elite“, das Establishment muss gehen. Parolen
wie „Revolution, Revolution“ und „Das Volk will den Sturz der Regierung“
ertönen seit Tagen auf den Straßen der Hauptstadt.

Die Verhängung eines 14-tägigen Ausnahmezustandes durch die Regierung
bewirkte – wie bei vielen mit Urgewalt ausbrechenden, spontanen
Massenbewegungen – das Gegenteil dessen, was die Herrschenden
beabsichtigt hatten. Ein Ausnahmezustand, der nirgendwo durchsetzbar



ist, offenbart die Machtlosigkeit der Regierung, eine fundamentale, wenn
auch zeitlich begrenzte Verschiebung des Kräfteverhältnisses. Ein
solcher Ausnahmezustand trägt eher zur Steigerung der Entschlossenheit
der revolutionären Massen bei – und die Ankündigung von Neuwahlen, die
offenkundig als reine Beruhigungspille wirken sollen, wird
wahrscheinlich eine ähnliche Wirkung haben.

Wie die täglichen Massendemonstrationen und die Auseinandersetzungen mit
der Polizei offenbaren, lässt sich die Bevölkerung nicht mehr einschüchtern.
Am  8.  August  erstürmten  die  Demonstrant_Innen  Regierungsgebäude,
darunter 4 Ministerien und das World Trade Centre. Anscheinend führten
ehemalige Offiziere der Armee die Erstürmungen an – andererseits war es
auch die Armee, die die Besetzungen wieder beendete und räumte.

Die Lage im Land nimmt Züge eines revolutionären Umsturzes, der ersten
Phase einer Revolution an. Die libanesische herrschende Klasse und ihre
Regierung sind offenbar nicht mehr Herr_Innen der Lage.

Hinzu kommt die extreme ökonomische und soziale Krise, der
eigentliche Unterbau einer revolutionären Welle, die sich vor allem an
Fragen der Demokratie, der politischen Unterdrückung, der Entrechtung
und der Korruption, also der Plünderung des Landes durch die Elite
entzündet hat.

Faktisch steht der Libanon schon lange vor dem Staatsbankrott. Schon im
März  2020  konnte  das  Land  eine  fällige  Anleihe  in  der  Höhe  von  1,2
Milliarden US-Dollar nicht bedienen. Hinzu kommt, dass die Währungspolitik
der  Reg ie rung ,  d i e  über  J ahre  d ie  L i ra  im  In te resse  von
Finanzspekulant_Innen in Beirut an den US-Dollar band, in Trümmern liegt.
Die 1997 eingeführt Bindung an den Dollar musste aufgegeben werden. Seit
Beginn  2020  wird  das  Land  von  einer  Hyperinflation  mit  monatlichen
Abwertungen der Lira von rund 50 % heimgesucht.

Der am 4. August zerstörte Hafen war die wichtigste verbliebene
Einnahmequelle des Landes und darüber hinaus essentieller Umschlagplatz
für Waren aller Art. Die humanitäre Katastrophe verschärft also die



wirtschaftliche Lage zusätzlich.

Imperialistische Helfer_Innen?
Angesichts  der  politischen  Krise  versuchen  sich  die  imperialistischen
Mächte, allen vor die einstige Kolonialmacht Frankreich, als Rettung in der
Not  zu  inszenieren.  Demagogisch  präsentierte  sich  Macron  bei  seinem
Besuch in Beirut als Kritiker der Elite des Landes, die jetzt „transparent“ und
„demokratisch“ handeln müsse. Demagogisch griff er dabei das berechtigte
Misstrauen gegen Regierung und Staatsapparat auf, indem er einen nicht
näher  definierten  Mechanismus  zur  direkten  Verteilung  von  Medizin,
Nahrungsmitteln und anderen Hilfsgütern an die Bevölkerung versprach –
ein Versprechen, das im schlimmsten Fall durch eine „humanitäre“ Mission
der Armee oder der Fremdenlegion eingelöst werden könnte. Auch Länder
wie  Russland,  China  oder  selbst  die  BRD  oder  die  USA  unter  Trump
präsentieren sich jetzt als selbstlose Helfer_Innen.

In Wirklichkeit verfolgen diese Mächte dabei zwei Ziele. Erstens wollen sie
das Land befrieden. Eine Revolution, die das politische System hinwegfegen
und darüber hinaus auch als  Inspiration für  den gesamten Nahen Osten
wirken könnte, wollen alle Groß- und Regionalmächte unbedingt verhindern.
Indem sie sich als „Freund_Innen des Volkes“ präsentieren, versuchen sie
letztlich, die Massenbewegung zu beschwichtigen und ins Leere laufen zu
lassen. Doch die Bevölkerung sollte nicht vergessen, dass diese Mächte für
die  Lage  selbst  eine  Hauptverantwortung  tragen.  Das  nach  religiösen
Gemeinschaften aufgeteilte System des Libanon, das mit Sektierertum und
Korruption untrennbar verbunden ist, entsprang nicht zuletzt den Interessen
der ehemaligen Kolonialmacht Frankreich. Die Großmächte und das globale
Finanzkapital – nicht bloß, ja nicht einmal in erster Linie die einheimlichen
Eliten – plündern das Volk seit Jahrzehnten aus. Nicht zuletzt erweisen sich
der  Hebel  der  drückenden  Staatsverschuldung  des  Landes  und  die
Einbindung des Libanon in  die  internationalen Finanzströme als  überaus
wirksame  Machtinstrumente  und  als  Fessel  jeder  eigenständigen
wirtschaftlichen  Entwicklung.

Wenn Mächte wie Frankreich jetzt scheinbar selbstlose Hilfe



versprechen, so haben sie ihre längerfristigen Geschäftsinteressen
ebenso im Blick wie ihre geostrategischen Ziele im Kampf um die
Neuordnung des Nahen Ostens. Hier befindet sich der französische
Imperialismus und mit ihm die EU in einem erbitterten Kampf mit den USA,
China, Russland und verschiedenen Regionalmächten.

Ökonomische Lage
Diese Staaten sind an der sozialen verzweifelten Lage der Bevölkerung
eindeutig mitschuldig – und sie haben auch keine Absicht, diese
grundlegend zu verbessern.

Die Krise hat schon vor der Corona-Pandemie zu einer extremen Verelendung
geführt. Rund die Hälfte der Bevölkerung lebt heute unter der Armutsgrenze.
Besonders betroffen sind davon Millionen Geflüchtete. Das betrifft erstens
die mindestens eine halbe Million zählenden Palästinenser_Innen, denen vom
Zionismus und Imperialismus seit Jahrzehnten das Rückkehrrecht verweigert
wird, die aber auch von der libanesischen Regierung massiv diskriminiert
werden (Verweigerung der Staatsbürger_Innenschaft;  menschenunwürdige
Lager, Ausschluss von zahlreichen Berufen). Zweitens flohen seit Beginn des
Bürgerkriegs  rund  1,5  Millionen  Menschen  aus  Syrien  in  den  Libanon,
darunter etwas die Hälfte Kinder und Jugendliche.

Zugleich hat sich in den letzten Jahren auch die Sozialstruktur des Landes –
insbesondere Beiruts, wo rund ein Drittel der Bevölkerung lebt – verändert.
Lange war die Stadt davon geprägt, dass die religiöse Zugehörigkeit mit dem
sozialen Status korrelierte. Die Kapitalist_Innenklasse und die bürgerlichen
Stadtteile  waren  wesentlich  von  der  christlichen  Bevölkerungsgruppe
geprägt. Die Schiit_Innen bewohnten vorwiegend die ärmeren und verarmten
Viertel.  In den letzten Jahren hat sich das ein Stück weit verändert. Der
Anteil  der Schiit_Innen und Sunnit_Innen an der ökonomischen Elite des
Landes, z. B. an den 100 Reichsten des Landes, nahm zu. Sicherlich ist das
auch eine Folge der Integration der Hisbollah in die Staatsführung im Zuge
des „Friedensprozesses“ – und damit einer Verbreiterung der herrschenden
Schichten. Die Hisbollah entwickelte sich in den letzten Jahren zu einem
integralen  Bestandteil  der  Elite  des  Landes,  wie  sich  auch  an  ihrer



strategischen  Allianz  mit  dem  Präsidenten  Aoun  erkennen  lässt.

Die andere Seite dieser veränderten Zusammensetzung der Elite und des
Herrschaftssystems  besteht  darin,  dass  es  auch  zu  einer  gewissen
Angleichung  der  Lebenslagen  der  muslimischen,  christlichen,  drusischen
Arbeiter_Innen kam.

Vom Kampf gegen die Elite zur Revolution!
Die  Forderung  nach  einem Rücktritt  der  gesamten  politischen  Elite  des
Landes, aller Parteien, Regierungsmitglieder, des Präsidenten, aber auch von
Beamt_Innen, Richter_Innen, … – also zentraler Teile des Staatsapparates –
kann angesichts der Pseudo-Demokratie, religiös-sektiererischer Aufteilung
von  Ämtern  und  Einfluss,  der  weit  verbreiteten  Vetternwirtschaft  und
jahrelangen Ausplünderungen durch das Finanzkapital nicht weiter wundern.
Sie erinnert  stark an die  ersten Phasen praktisch aller  Bewegungen der
Arabischen Revolutionen.

Zugleich zeigt die Entwicklung auch, wie eng demokratische Fragen –
nicht nur im Libanon – mit den sozialen und Klassenfragen
zusammenhängen.

Wir  wollen  das  im  Folgenden  kurz  verdeutlichen.  Die  am  4.  August
explodierten 2.750 Tonnen Ammoniumnitrat lagerten schon seit 6 Jahren im
Hafen.  Wie Recherchen von Al  Jazeera zeigen,  waren diese jedoch nicht
einfach  „vergessen“  worden.  Mindestens  sechs  Mal  wandten  sich
Zollbeamt_Innen  schriftlich  an  die  libanesische  Justiz  und  forderten  ein
Einschreiten, ebenso oft wurden ihre Eingaben ignoriert. All das verdeutlicht,
dass nicht nur einzelnen Gerichten, sondern dem gesamten Staatsapparat die
Lebensinteressen  der  Bevölkerung völlig  egal  sind,  dass  er  vielmehr  als
Mittel zur eigenen Bereicherung und als Beute verstanden wird, um dessen
Aufteilung die verschiedenen bürgerlichen Parteien und Führer_Innen der
religiös-politischen Gruppierungen streiten.

Je mehr das Land in eine ökonomische und soziale Krise schlitterte,
umso prekärer, entwürdigender und nutzloser musste sich dieses System



für die Masse der Bevölkerung darstellen. Vom Standpunkt der Eliten,
ihrer Parteien und  Klientel stellt sich jede Verwendung von staatlichen
Mitteln für das Gemeinwohl wie z. B. Gesundheitsversorgung,
Infrastruktur, Müllentsorgung, Kommunikation, Arbeitslosenunterstützung
usw. als Abzug von Pfründen dar, die ihnen zufallen sollten. Daher gibt
es in Krisenperioden, wenn also die Staatseinnahmen sinken, erst recht
nichts zu verteilen für die Masse der Bevölkerung, die verarmt und
eigentlich dringend staatliche Unterstützung brauchen würde.

Dies hat nun – wie schon auf geringerem Niveau 2019 – zur Explosion, zur
Erhebung der  Arbeiter_Innenklasse,  der  städtischen Armut  wie  auch des
Kleinbürger_Innentums  und  der  Mittelschichten  geführt.  Die  Not,  die
Unfähigkeit  und Unwilligkeit  des  Staates,  irgendeine nennenswerte  reale
Hilfe  zu  leisten,  hat  außerdem  die  Bevölkerung  dazu  gezwungen,
selbstorganisierte  Strukturen  aufzubauen,  um  Verletzten,  obdachlos
gewordenen oder hungernden Menschen zu helfen und elementare Formen
des  täglichen  Lebens  überhaupt  aufrechtzuerhalten.  Auch  wenn  diese
Strukturen aus der Not geboren wurden, so stellen sie auch embryonale
Organe  der  Gegenmacht,  alternative  Machtzentren  zum  bestehenden
Staatsapparat  dar.

Dass ehemalige Offiziere die Besetzung von Regierungsgebäuden
angeführt haben dürften, deutet darauf hin, dass auch die Kontrolle der
Regierung über den Repressionsapparat bröckelt. All das sind untrügliche
Zeichen einer beginnenden revolutionären Entwicklung.

Doch wie schon die Arabischen Revolutionen steht auch der Libanon vor
einem extremen Problem – der Revolution fehlt eine politische Führung,
eine Strategie, ein Programm zur Reorganisation der Gesellschaft, um
deren dringendste Probleme zu lösen.

Die Bewegung wirft zwar die Machtfrage auf, in dem sie den Rücktritt
oder die Absetzung der gesamten „Elite“, ein Ende von deren Korruption,
Bereicherung und faktischer Straffreiheit fordert – aber sie hat keine
Vorstellung, wodurch sie zu ersetzen wäre, welches politische und
soziale System an die Stelle des bestehenden treten soll. Logischerweise



bleiben damit auch die Ziele einer „Revolution“ unklar.

An diesem Problem scheiterten praktisch alle Arabischen Revolutionen des
letzten  Jahrzehnts.  Die  Massen  der  Arbeiter_Innen,  Bauern/Bäuerinnen,
städtischen  Armen  oder  kleinen  Selbstständigen  verloren  die  Initiative,
obwohl  sie  den  Großteil  der  Erhebungen  getragen  hatten,  mussten
ohnmächtig mit ansehen, wie sich verschiedene Kräfte der Konterrevolution
ihrer Bewegung bemächtigten oder diese zerschlugen. Dies droht auch im
Libanon.

Programm
Daher besteht die Aufgabe sozialistischer, kommunistischer Kräfte darin, die
Bewegung vorzutreiben, deren beste Kämpfer_Innen zu organisieren. Doch
das erfordert selbst, sich Klarheit über die Aufgaben und das Programm der
Revolution zu verschaffen.  Wir können ein solches an dieser Stelle nicht
detailliert vorlegen, wohl aber einige Schlüsselforderungen.

Offenlegung aller Dokumente zur Explosion des Hafens; Bildung von
Untersuchungsausschüssen; Aburteilung der Verantwortlichen durch
von der Bevölkerung gewählte, öffentliche Tribunale; Entschädigung
der  Angehörigen  aller  Getöteten,  der  Verwundeten  und  der
Menschen,  die  ihre  Wohnungen  verloren  haben!
Sicherung des Überlebens der Bevölkerung durch Beschlagnahme
der  großen  Vermögen  und  Unternehmen!  Verteilung  der
Hilfslieferungen, von Nahrungsmitteln und Medizin unter Kontrolle
von Komitees und Räten in Stadtteilen, Betrieben, auf dem Land!
Diese Aufgabe darf  nicht  der Regierung und ihrem Apparat  oder
imperialistischen  Staaten  überlassen  werden.  Helfer_Innen
humanitärer Organisationen sollen unter Kontrolle solcher Komitees
und Räte agieren.
Aufstellen  eines  Notplans  zur  Versorgung  der  Bevölkerung,
Sicherung von kostenloser Zuteilung lebensnotwendiger Güter an die
Bedürf t igen.  Das  er fordert  u .  a .  d ie  Stre ichung  der
Auslandsschulden, die entschädigungslose Eineignung aller Banken,
Finanzinstitutionen,  Großbetriebe  libanesischer  wie  ausländischer



Kapitalist_Innen sowie der Privatvermögen der Superreichen unter
Arbeiter_Innenkontrol le ,  d ie  Zusammenfassung  der
Finanzinstitutionen zu einer Zentralbank zur Stabilisierung der Lira,
die  Festlegung  von  Mindestlöhnen  und  Renten,  die  die
Lebenshaltungskosten  decken.
Rücknahme des Ausnahmezustandes und von Sonderbefugnissen der
Armeeführung, Freilassung aller Gefangenen und Festgenommenen!
Bildung  von  Selbstverteidigungskomitees  der  Bewegung  und  von
Arbeiter_Innenmilizen  in  den  Stadtteilen  und  Betrieben!  Die
Soldat_Innen müssen aufgerufen werden, auf die Seite der Bewegung
überzugehen,  Soldat_Innenräte  zu  bilden,  Arbeiter_Innen-  und
Selbstverteidigungsmilizen  zu  bewaffnen  und  diese  als
Ausbilder_Innen  zu  unterstützen!
Abschaffung aller religiösen, sektiererischen Gesetze und politischen
Restriktionen! Volle Einbeziehung der Frauen sowie der syrischen
und palästinensischen Flüchtlinge in die Bewegung und den Kampf
für  die  libanesische  Revolution,  einschließlich  voller  Wahl-  und
Staatsbürger_Innenrechte  für  die  Flüchtlinge!
Bildung  von  Räten  und  Aktionsausschüssen  in  allen  Betrieben,
Wohnvierteln, in Stadt und Land, um die Bewegung zu führen, über
deren Aktionen und Ausrichtung zu entscheiden! Diese Organe sollen
von den Einwohner_Innen der Wohnviertel oder den Beschäftigten in
den Betrieben gewählt, diesen rechenschaftspflichtig und von ihnen
abwählbar  sein.  Sie  müssen  auf  städtischer,  regionaler  und
landesweiter  Ebene  zu  einem  Rätekongress  zusammengefasst
werden,  der  provisorisch  die  Regierungsgewalt  übernimmt.
Nieder  mit  Regierung  und  Präsident!  Nein  zu  Neuwahlen  unter
Kontrolle  des  Staatsapparates!  Nein  zu  jeder  imperialistischen
militärischen  oder  polizeilichen  „Hilfs“intervention  unter
französischer  oder  sonstiger  Führung!
Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung unter Kontrolle
der Massenbewegung, von Stadtteil- und Betriebskomitees, die den
Wahlprozess, die Zulassung der Kandidat_Innen, den Zugang zu den
Medien usw. kontrollieren!
Eine  solche  Versammlung  muss  die  großen  demokratischen,



politischen und gesellschaftlichen Fragen der Neuorganisation des
Landes debattieren. Gerade weil der Wunsch nach Demokratie eine
solche  wichtige  Frage  darstellt,  können  und  müssen  die
Versammlung,  ihre  Einberufung  und  Kontrolle  zu  einem  Mittel
werden, die Massen davon zu überzeugen, dass eine erfolgreiche,
konsequente Revolution die Macht in die Hände einer Räteregierung
legen  muss,  die  sich  auf  direkt  demokratische  Räte  der
Arbeiter_Innen und Bauern/Bäuerinnen, der städtischen Armut und
der unteren Schichten des Kleinbürger_Innentums stützt.
Eine solche Regierung muss,  um die Aufgaben der Revolution zu
erfüllen, den korrupten, bürgerlichen Staatsapparat hinwegfegen und
durch  Räte,  betriebliche  und  kommunale  Selbstverwaltungs-  und
M a c h t o r g a n e  s o w i e  d u r c h  S o l d a t _ I n n e n r ä t e  u n d
Arbeiter_Innenmilizen ersetzen! Sie muss die herrschende Klasse und
die imperialistischen Konzerne und Anleger_Innen enteignen und die
Wirtschaft auf Basis demokratischer Planung reorganisieren.

Um ein solches Programm von Übergangsforderungen zu verbreiten und
dafür  die  Arbeiter_Innenklasse  und  unterdrückten  Massen  zu  gewinnen,
bedarf  es  einer  politischen  Kraft,  einer  revolutionären,  kommunistischen
Arbeiter_Innenpartei.  Eine  solche  Kampforganisation  zu  schaffen,  ist  das
Gebot der Stunde aller proletarischen RevolutionärInnen!

Die Revolution im Libanon und alle Revolutionär_Innen im Land bedürfen
dabei  der  Solidarität  der  internationalen  Arbeiter_Innenklasse  und  der
Linken  auf  allen  Ebenen  –  von  der  Organisierung  von  Hilfe  für  die
Bevölkerung,  politischen  Solidaritätskampagnen  für  die  Streichung  der
Schulden  im  Kampf  darum,  dass  Hilfslieferungen  ohne  politische  und
wirtschaftliche Bedingungen erfolgen. Vor allem aber braucht es auch die
möglichst enge Verbindung mit allen Kräften, die im Libanon und in den
Ländern des Nahen Ostens aktiv am Aufbau einer revolutionären Bewegung
beteiligt sind, die Schaffung einer Solidaritätsbewegung und einer neuen,
Fünften Internationale, die im Libanon, im Nahen Osten, weltweit für die
sozialistische Revolution kämpft!



Neue militärische Eskalation in
Libyen!
Unser Autor Jonathan Frühling erklärt, was genau in Libyen los ist
und warum niemand darüber spricht.

Während hierzulande Corona die Nachrichtenwelt dominiert,
gehen  die  kriegerischen  Konflikte  zwischen  Imperialist_Innen  und
Regionalmächte
unvermindert  weiter.  Dabei  ist  ein  alter  Konfliktherd  mit  besonderer
Heftigkeit
wieder ausgebrochen: Libyen.

Libyen ist ein weitläufiger nordafrikanischer Wüstenstaat
mit einer Bevölkerung von knapp 7 Millionen Menschen. Das BIP beträgt ca.
30
Mrd. US-Dollar, was ungefähr der wirtschaftlichen Stärke Syriens entspricht,
wobei die Wirtschaft vor allem auf der Förderung von Öl basiert.

2011 wurde der langjährige Diktator al-Gaddafi durch einen
Bürgerkrieg gestürzt. Damals zerfiel die Armee und es bildeten sich lokale
Milizen, die von der NATO aus der Luft unterstützt wurden. Recht bald nach
dem
Krieg ist diese Allianz gegen al-Gaddafi jedoch zerfallen und hat zu einem bis
heute andauernden Bürger_Innenkrieg geführt.

Politische Ausgangslage

Das Land ist momentan gespalten in einen Ost- und einen
Westteil.  Der  Westen  wird  geführt  von  der  Übergangsregierung  GNA
(Government  of
National Accord) unter dem Ministerpräsidenten as-Sarradsch, indem er die
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ehemalige
Hauptstadt  Tripolis  und  die  umliegenden  dicht  besiedelten  Gebieten
kontrolliert.
Diese Regierung wird auch von der UN als die legitime Regierung anerkannt
und
vom Westen unterstützt. Im Osten herrscht der General Haftar und seine
Libyan
National Army (LNA), die auch einen Großteil der Ölquellen unter ihrer
Kontrolle haben. Er stützt sich auf eine Reihe von im Nord-Osten des Landes
ansässiger  Stämme,  die  hoffen,  bzw.  hofften,  nach  seinem  Sieg  eine
bevorzugte
Stellung im neuen Staat zu erhalten.

Neuste Entwicklungen

Vor gut einem Jahr begann das Militärbündnis von Haftar mit
einer  großangelegten  Offensive,  die  zu  der  Eroberung  der  Hauptstadt
Tripolis
führen sollte. Politische Verhandlungen hatte Haftar zuvor abgebrochen. Bei
der
Offensive  wurden  einige  Erfolge  erzielt  und  bis  in  die  Vorstädte  der
Hauptstadt
Tripolis eingedrungen. Dann allerdings stoppte die Offensive, denn die GNA
bekam militärische Unterstützung vor allem durch die Türkei. Diese sendete
unzählige Schiffe mit schwerem militärischen Gerät, vor allem gepanzerte
Fahrzeuge, sowie der Türkei treuen Islamisten aus Syrien, was wohl
ausschlaggebend für die Wende im Krieg war.

Dadurch konnten die Truppen der GNA selbst offensiv werden
und Städte im Westen des Landes und südlich von Tripolis zurückerobern.
Die
Rückeroberung eines großen Militärflughafens war dabei der jüngste Erfolg.
Dies
hat  zudem  dazu  geführt,  dass  die  Türkei  nun  eine  festere  militärische
Präsenz
als bisher aufbauen kann. Zudem kann die Türkei die GNA Truppen jetzt



komfortabel  aus  der  Luft  unterstützen  und  damit  die  fast  vollständige
Lufthoheit
Haftars Truppen brechen.

Die Militärallianz der Regierung Haftars droht aufgrund
dieser Rückschläge zu zerbrechen, da es nämlich in Libyen auf keiner Seite
eine
zentral strukturierte Armee gibt. Vielmehr gibt es lokale Milizen, die vor
allem  ihre  eigene  Macht  im  Auge  haben  und  deshalb  leicht  die  Seiten
wechseln können.
In den von der GNA eroberten westlichen Städten haben die lokalen Milizen,
vorher noch auf Haftars Seite, bereits der GNA die Treue geschworen.

Doch nicht nur die lokale Unterstützung Haftars bröckelt.
Russ land,  welches  b is lang  Haftar  unterstützte ,  hat  se ine
Militärberater_Innen
und militärisches Gerät, wie z.B. Flugabwehrraketen aus der Frontnähe in
den
Osten des Landes abgezogen. Russland scheint also zumindest die Hoffnung
auf
eine  baldige  Offensive  zur  Rückeroberung  der  verlorenen  Gebiete  zu
bezweifeln.
Auch von Ägypten und die Vereinigten Arabischen Emiraten hört man bisher
zur
Unterstützung der LNA wenig. Dabei hatte Ägypten bei einer Ausweitung des
Krieges durch die Türkei vor einigen Monaten noch mit dem Einsatz von
Bodentruppen gedroht.

Hunderte  Menschen  haben  in  dem  letzten  Jahr  der  Kämpfe  den  Tod
gefunden. 200.000 wurden gezwungen, ihre Häuser zu verlassen.

Die Lage von Flüchtenden

Das subsaharische Afrika ist von völliger Verarmung,
Rechtlosigkeit  und Kriegen geprägt.  Deshalb fliehen viele  Menschen,  um



Arbeit
in Europa zu finden. Lange Zeit diente der Diktator al-Gaddafi der EU als
gutbezahlter  Türsteher  der  Festung  Europa.  Nach  dem  Sturz  Gaddafis
nutzen nun
viele Flüchtende das entstandene Chaos, um in Libyen zu versuchen, illegal
nach
Europa überzusetzen. Dabei müssen sie sich in die Hände von skrupellosen
Schleppern begeben. Oftmals werden sie vergewaltigt und/oder geraten in
die Hände
von Menschenhändlern, die sie versklaven. In Libyen wartet eine Regierung
auf
sie, die sich von der EU bezahlen lässt, mit militärischer Gewalt das
Übersetzen von Flüchtlingen zu verhindern. Viele Boote werden sogar noch
außerhalb der libyschen Gewässer zur Rückkehr gezwungen. Menschen auf
der
Flucht werden gefangen genommen und interniert. Dort warten jahrelange
Inhaftierung unter erbärmlichen Bedingungen auf sie. Zudem sind Folter und
Missbrauch an der Tagesordnung, sodass nicht wenige durch Selbstmord
diesem
Schrecken entfliehen.

Forderungen

Klar ist für uns als Kommunist_Innen, dass das Land in ein
solches Chaos abgedriftet ist, weil die Revolution zwar das diktatorische
Regime von Gaddafi gestürzt hat, die Eigentumsfrage aber unangetastet ließ.
Wie
viele Revolutionen im sogenannten „Arabischen Frühling“ hatten auch die
Bewegungen in Libyen große Potentiale, eine neue Gesellschaft aufzubauen.
Ihr
trauriges Schicksal erinnert an die ägyptischen oder syrischen Aufstände, in
denen ebenfalls die Arbeiter_innenklasse nicht die programmatische Führung
über
die  Widerstandsbewegungen  übernahm  und  somit  den  Weg  für  neue
machthungrige



Cliquen  frei  machte  statt  ihr  objektives  Interesse  an  allgemeiner
Emanzipation
zu verfolgen. Ähnliche Fragen stellen sich heute auch für die aufständischen
Bewegungen im Libanon oder im Irak.

Keine der in Libyen momentan befehlenden Milizen oder
Milizverbände hat ein Interesse daran, Verbesserungen für die lokale
Bevölkerung  einzuführen.  Letztlich  geht  es  nur  darum,  welche
kapitalistischen
Cliquen und hinter ihnen stehenden Mächte die Kontrolle über das Land,
bzw. die
Ölreserven des Landes, bekommen.

Wir als Vertreter_Innen der Arbeiter_Innenklasse vertreten
eine ganz andere Position: Wir treten für eine Bewegung der Arbeiter_Innen
und
Bäuer_Innen ein, die Schluss macht mit Fremdherrschaft und Ausbeutung.

Um das zu erreichen, müssen wir für folgenden grundlegenden
Forderungen kämpfen:

Für Versammlungsfreiheit,
Pressefreiheit und Organisationsfreiheit
Regionalmächte und
Imperialisten  raus  aus  Libyen.  Keine  Kriegsunterstützung  für
bürgerliche
Milizen!
Entwaffnet und zerschlagt
die Milizen, die das Land seit 2011 ins Chaos getrieben haben!
Für eine Enteignung des
Großgrundbesitzes. Das Land muss denen gehören, die es bestellen!
Für eine Vergesellschaftung
der  Industrie.  Die  Wirtschaft  soll  nach  einem  Plan  der
Produzent_Innen  und
Konsument_Innen reorganisiert werden!
Keine Folter und



Internierung  von  Geflüchteten.  Jeder  Mensch,  der  Libyen  nach
Europa  verlassen
will, soll dies ohne Einschränkung tun können!
Für den Aufbau einer
revolutionären Partei  unter  deren Banner  die  Unterdrückten sich
sammeln,
bewaffnen und kämpfen können!
Für ein sozialistische
Föderation der Staaten Nordafrikas!

Moria Interviews –  TEIL 2 /  2:
„Es  war,  als  ob  sie  gar  nicht
existierten“
Interview mit Karl, der als freiwilliger Helfer auf der griechischen
Insel Lesbos von Faschist_innen angegriffen wurde

Die Meldungen über die
Corona-Pandemie überschlagen sich, während sich kaum jemand mehr
für die schreckliche Situation an den europäischen Außengrenzen
interessiert. Auf den griechischen Inseln dicht vor der Türkei
bekommen die dort internierten Geflüchteten die Brutalität der
Festung Europa besonders zu spüren. Insbesondere auf der medial
bekanntgewordenen Hotspot-Insel Lesbos konnten sich im Windschatten
einer rechten Regierung, die von der EU die nötigen Mittel für
ihren grausamen Job als europäischer Türsteher bereitgestellt
bekommt, faschistische Strukturen etablieren.

Wir haben mit dem Opfer eines
faschistischen Angriffes gesprochen und ihm einige Fragen gestellt,
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um uns ein genaueres Bild von der Situation zu verschaffen. Unser
Interviewpartner heißt Karl (Name von der Redaktion geändert), ist
norwegischer Staatsbürger und arbeitet als freiwilliger Helfer und
Fotograph auf der Insel.

Revo: Hey Karl, schön, dass du Zeit gefunden hast, um mit uns zu
sprechen. Vielleicht kannst du uns erst einmal kurz berichten, wie es
zu dem Angriff kam?

Karl: Der Angriff fand an einem
späten Sonntagabend statt. Es war bereits dunkel. Ich war in Moria
(Anmerkung der Redaktion: größtes Geflüchtetencamp auf den
griechischen Inseln mit über 20 000 Bewohner_innen), um dort eine
Fotoserie zu machen. Als ich im Camp hörte, dass alle
Zufahrtsstraßen nach Moria von Faschist_innen blockiert wurden,
sprang ich mit 4 Freund_innen mit Fluchthintergrund ins Auto, um
schnell weg in die 8km entfernte Stadt Mytilini zu gelangen. Wir
nahmen eine weniger befahrene Seitenstraße und hofften so unbemerkt
fortkommen zu können. Doch nahe einer Tankstelle stellten sich uns
ca. 100 schwarzgekleidete und maskierte Menschen in weg und sprangen
vor mein Auto.

Revo: Und dann haben sie euch
angegriffen?

Karl: Genau. Es ging alles ziemlich
schnell und kam mir vor wie in einem Film. Wenn ich mich
zurückerinnere, höre ich vor allem die Geräusche in meinen Ohren:
das Klirren zerschlagener Autoscheiben und laute Schreie. Die
Faschist_innen öffneten die Türen meines Autos, zogen uns heraus
und drückten uns auf die Erde, begleitet von Tritten in die Seite.
Während sie mich festhielten, nahmen sie mir meine Kamera ab und
zerstachen einen Reifen meines Autos. Aufgrund der Maskierungen
konnte ich keine Gesichter sehen aber ich erkannte, dass es sich um
Frauen und Männer, alte und junge Menschen handelte. Mit der Kamera
hatten sie vermutlich, was sie wollten, und ließen mich dann mit



meinem kaputten Auto auf 3 Reifen mit einem lautstarken
Schleifgeräusch von Metall auf Straße weiterfahren.

Revo: Und was passierte mit
deinen Freund_innen?

Karl: Das konnte ich erst im
Nachhinein herausfinden, da wir während des Angriffes sofort
getrennt wurden. Es hat mich total fertig gemacht, nicht zu wissen,
wie es ihnen geht und ich hatte sogar Angst, dass sie nicht mehr
lebten. Ich habe sie dann später in Moria und einem anderen Camp
wiedergetroffen und glücklicherweise konnten alle fliehen, sodass
ihnen nichts Schwerwiegendes passiert ist. Einige hatten trotzdem
Wunden von den Schlägen und Tritten der Faschist_innen und auch
ihnen wurden die Handys gestohlen.

Revo: Bist du dann zur Polizei
gegangen?

Karl: Ja aus
versicherungstechnischen Gründen musste ich das tun. Ganze 6 Mal war
ich auf der Polizeistation. Am Ende erhielt ich einen ziemlich
ausführlichen Bericht vom ganzen Tathergang. Allerdings fehlte etwas
ganz Entscheidendes: Meine nicht-europäischen Freund_innen wurden
mit keiner Silbe erwähnt. Und das, obwohl ich der Polizei
detaillierte Auskünfte über Namen und Ausweisnummern meiner
Mitfahrer_innen gab. Es war, als ob sie gar nicht existierten.

Revo: Hat dich das überrascht?

Karl: Nein eigentlich nicht. Einige
der Beamten schauten mich jedes Mal so an, als ob ich gerade 10
Menschen auf einmal getötet hätte. Sie scheinen alle zu hassen, die
irgendetwas mit Geflüchteten oder NGOs zu tun haben. Ein Freund von
mir, der ebenfalls von Faschist_innen angegriffen wurde, hat mir
erzählt, dass er beobachten konnte, wie ein Polizeibeamter der
ganzen Situation genüsslich zugeschaut hat.



Revo: Du hast also schon von
mehreren solcher Angriffe gehört?

Karl: Ja, das ist mittlerweile zum
Alltag auf der Insel geworden. Das öffentliche Leben für die
Geflüchteten ist dadurch stark eingeschränkt und die Arbeit von
NGOs und Freiwilligen quasi unmöglich. Viele NGOs haben ihre
Mitarbeiter_innen bereits von der Insel abgezogen, was die Situation
in den Camps noch unerträglicher macht. Noch am selben Abend wurden
viele weitere Autos zerstört. Vor einigen Tagen sind Faschist_innen
sogar ins Camp Moria eingedrungen, um dort Leute anzugreifen.

Revo: Hast du davon gehört, dass auch Neonazis aus Deutschland, von
der sogenannten „Identitären Bewegung“ auf der Insel waren, um die
lokalen Faschist_innen zu unterstützen?

Karl: Ja das ging hier durch alle
Whatsgruppen, somit hatten wir Fotos von den Leuten. Die waren
allerdings nicht lange hier und haben ziemlich schnell von
Antifaschist_innen eins auf den Deckel bekommen. Als ich das zweite
Mal auf der Polizeistation war, habe ich sie sogar dort gesehen,
durch die Fotos wusste ich ja wie sie aussehen.

Revo: Mit dem Bild von weinenden
Faschos finden wir noch einen positiven Abschluss für dieses
ansonsten ziemlich traurige und schockierende Interview. Es scheint
doch noch Widerstand von lokalen Antifaschist_innen, Internationals
und vor allem von Geflüchteten zu geben, die sich gegen die
faschistischen  Angriffe  organisieren  und  zu  Wehr  setzen.  Wir
wünschen
ihnen viel Kraft und Erfolg in ihrem antifaschistischen Kampf. Dir
Karl vielen Dank für das Interview und bleib gesund!



Moria Interviews –  TEIL 1 /  2:
„Moria ist auch ohne Pandemie
eine Hölle“
Ein Interview mit Ahmad über Corona, Faschist_Innen und das Leben
am Rande der Festung Europa

Während zehntausende ausländische Erntehelfer_Innen eingeflogen werden,
um den deutschen Spargel zu retten, forderte das Bundesinnenministerium
nun die Einstellung der zivilen Seenotrettung im Mittelmeer, um nicht noch
mehr  vermeintliche  „Corona-Infizierte“  nach  Europa  zu  lassen.  Die
vielbeschworene  Solidarität  der  Bundesregierung  scheint  vor  allem  der
deutschen Industrie-  und Agrarwirtschaft  zu gelten.  Verschwindend klein
wirkt vor diesem Hintergrund auch das Symbol, dass lediglich 50 geflüchtete
Kinder aus den Lagern in der Ägäis von Deutschland aufgenommen werden
sollen,  während  über  10  000  Minderjährige  dort  weiter  unter
unmenschlichen  Bedingungen  ausharren  müssen.  Ahmad  (Name von  der
Redaktion geändert) ist selbst aus dem Irak geflüchtet und lebt bereits seit
über 2 Jahren auf der Insel Lesbos. Wir sprachen mit ihm, um mehr über die
dortigen  Lebensbedingungen  und  den  Umgang  mit  dem Coronavirus  zu
erfahren.

REVO: Hallo Ahmad, wie sind die
Camps auf eine Ausbreitung des Coronavirus vorbereitet?

Ahmad: Sehr schlecht,  eigentlich gar nicht.  Das Leben im größten Camp
„Moria“  ist  auch  ohne  Pandemie  eine  Hölle.  Immer  wieder  begehen
Menschen Selbstmord, da die Lebensbedingungen dort einfach unerträglich
sind. Für einige tausend Menschen gibt es einen einzigen Wasserhahn, von
Seife  ganz  zu  schweigen.  Teilweise  fällt  die  Wasserversorgung  sogar
komplett  aus.  Es  können  also  nicht  einmal  einfache  hygienische
Schutzmaßnahmen beachtet werden. Das größte Ansteckungsrisiko existiert
wahrscheinlich  in  der  Essensschlage,  wo  tausende  Menschen  jeden  Tag
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dichtgedrängt stehen und stundenlang gezwungen sind zu warten, wenn sie
etwas zu essen bekommen wollen.  Mittlerweile  gibt  es  auch kaum noch
Ärzt_Innen im Camp, da viele NGOs ihre Mitarbeiter_innen von der Insel
abgezogen haben, nachdem diese immer wieder von Faschist_innen bedroht
und angegriffen wurden. Aus der Not heraus haben Geflüchtete selber die
Situation in die Hand genommen und selbstorganisierte Corona-Awareness-
Strukturen  gebildet.  Sie  versuchen  Informationen  über  das  Virus
weiterzugeben  und  klären  andere  Bewohner_innen  auf,  dass  sich  zum
Beispiel nicht mehr die Hand geben oder sich nach Möglichkeit nicht ins
Gesicht fassen sollten.

REVO: In fast allen Ländern
Europas  wurden  mittlerweile  Maßnahmen  verhangen,  um  eine
Ausbreitung
der Pandemie einzudämmern bzw. zu verlangsamen. Wie sieht das auf
Lesbos aus?

Ahmad: Für uns ist die Situation eigentlich nur noch schlimmer geworden.
„Moria“ wurde komplett von der Polizei abgeriegelt. Kaum jemand darf nun
noch das Camp verlassen. Nur für dringende Arzttermine oder in Notfällen
dürfen Leute raus. Das heißt auch, dass keine_R der Bewohner_innen mehr
Zugang zu Geld hat, da sich die einzigen Bankautomaten in der ca. 8 km
entfernten Stadt Mytilini befinden. Die Bearbeitung der Asylanträge wurde
nun  vollständig  eingestellt.  Auch  außerhalb  des  Camps  gilt  eine
Ausgangssperre. Wer das Haus verlassen will, muss eine SMS an die Polizei
schicken und den Grund angeben. Gerät man ohne Bestätigungs-SMS der
Polizei in eine Straßenkontrolle, muss man hohe Strafen zahlen.

REVO: Gibt es denn schon
Corona-Infektionen auf der Insel?

Ahmad: Ja ich habe von 3 bestätigten Fällen gehört.  Einer davon hat es
bereits  überstanden.  Es  handelt  sich  jedoch  bei  allen  3  Fällen,  um
Griech_Innen und niemand von ihnen arbeitete in irgendeinem Camp. Im
Gegensatz dazu verbreiten die Faschist_Innen Geschichten und Lügen, dass
wir Geflüchteten und freiwillige Helfer_Innen das Virus verbreiten würden.



REVO:  In  den  letzten  Wochen  und  Monaten  haben  sich  immer
stärkere faschistische Strukturen auf der Insel aufgebaut. Es kam zu
Angriffen auf Geflüchtete und NGO-Mitarbeiter_Innen und auch aus
der  Türkei  ankommende  Schlauchboote  wurden  beim  Anlegen
behindert.  Hat  sich  das  seit  Corona  verändert?

Ahmad: Sie greifen immer noch
vereinzelt an, patrouillieren im Hafen oder sind vor einer Woche auch
ins Camp eingedrungen und haben Menschen attackiert.

REVO: Was denkst du über die
kommenden Wochen und Monate? Siehst du irgendwelche Potentiale,
dass
sich etwas zum Besseren wenden könnte?

Ich bin sehr pessimistisch. Klar,
ich hoffe, dass sich etwas ändert aber ich glaube es eigentlich
nicht. Unsere ohnehin unklare Zukunft wird mit jedem Tag noch
unklarer. Bereits am Morgen wache ich mit einem Angstgefühl auf, das
sich im Verlauf des Tages dann in Stress, Wut und Verzweiflung
verwandelt. Vor ein paar Tagen sind einige Leute aus Moria in den
Hungerstreik getreten. Als Gefangene in dem extra auf dem Campgelände
erbauten Gefängnis war der Hungerstreik ihre letzte Möglichkeit
gegen diese Lebensbedingungen zu protestieren. Nach drei Tagen wurden
sie jedoch durch den Einsatz massiver Polizeigewalt zum Essen
gezwungen. Die Situation ist schrecklich und was wir jetzt brauchen,
ist die sofortige Evakuierung aller Camps auf den griechischen Inseln
und die Erlaubnis für eine Weiterreise auf das europäische
Festland!

Dieses Interview wurde durch einen Genossen von uns geführt, jedoch zuvor
in  gekürzter  Form  in  der  Tageszeitung  „Junge  Welt“  vom  16.04.2020
v e r ö f f e n t l i c h t .  S i e h e :
https://www.jungewelt.de/artikel/376511.sorge-vor-coronavirus-schon-vor-der
- p a n d e m i e - e i n e -
h%C3%B6lle.html?sstr=Moria%7Cpandemie%7Ch%C3%B6lle
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Crash, Kürzung und Corona
Christian Mayer & Felix Ruga

Nachdem die
Kursverläufe an der Börse in den letzten Jahren vergleichsweise
stabil verlaufen sind, brechen sie seit ca. einem Monat weltweit
rapide ein. Und spätestens mit der Ausbreitung des Corona-Virus‘ zur
Pandemie wird die globale Krise immer greifbarer. Doch betrachtet man
zentrale Wirtschaftszweige in Deutschland wie Autos oder Chemie, war
es nur eine Frage der Zeit, denn der Niedergang war dort schon in
vollem Gange.

Was zuvor geschah:
Die deutsche Industrie baut auch ohne Virus ab.

In den letzten sechs
Monaten wurden von verschiedenen mittelgroßen bis großen
Unternehmen Stellenabbau und Sparprogramme angekündigt, nachdem
ständig das Wirtschaftswachstum nach unten korrigiert wurde und sich
überall die Sorge um eine kränkelnde Industrie breit machte.
Hauptsächlich kündigten die großen Autobauer diese Sparprogramme
an, die sehr harte Einschnitte bei der Belegschaft darstellen. Egal
ob nun VW, Daimler, Audi oder auch Zulieferer wie Bosch, Continental,
Mahle, Brose; ja sogar der Chemiekonzern BASF hat Personalabbau von
insgesamt mehreren 10.000 Beschäftigten angekündigt.

Die offiziellen
Begründungen seitens der Kapitalist_Innen waren damals zumindest in
der Automobilindustrie immer dieselben: Neben den Altlasten des
„Abgasskandals“ müsse man auf die aktuellen Entwicklungen des
Weltmarktes reagieren, bzw. Geld für die bevorstehende
„Transformation“ beiseitelegen. Mit „Transformation“ ist hier
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die Umstellung auf E-Mobilität gemeint, wie auch die Einführung von
Industrie 4.0 im Zuge einer weiter voranschreitenden Digitalisierung
der Produktionsprozesse. Laut Studien werden mehrere 100.000
Arbeitsplätze allein durch die Einführung vollständig
automatisierter Fertigungsprozesse überflüssig, die ohne
menschliches Zutun auf Basis der Nutzung von künstlicher Intelligenz
ablaufen und bei der die Maschinen mittels Datennetzen miteinander
kommunizieren. Nichts anderes bedeutet die Einführung von Industrie
4.0: Es wird ein riesiges Heer an Arbeitskräften freigesetzt, die
alle auf den Arbeitsmarkt drängen und nach Ersatzbeschäftigungen
suchen. Diese kann aber das bestehende System nicht anbieten, da
mögliche Umschulungsprogramme aus Kostengründen abgelehnt werden.

In den letzten 10
Jahren, also seit der letzten großen Finanzkrise, hat sich die
Weltwirtschaft sehr unterschiedlich entwickelt.
Zwar konnten sich große Binnenwirtschaften wie die der USA
wieder erholen und Länder wie China verzeichnen seit Jahren ein
permanent hohes Wirtschaftswachstum. Allerdings konnten andere
Wirtschaftsräume wie die EU kaum bis gar kein Wachstum erzielen, die
gegenteilige Entwicklung ist der Fall. Auch Lateinamerika, das eine
Zeit lang der Hoffnungsträger für die positive Entwicklung der
Weltwirtschaft war, steckt seit Jahren in einer zunehmenden Krise
fest. Allein Staaten wie Venezuela oder auch Argentinien stehen am
Rande des Staatsbankrotts mit noch nicht absehbaren Folgen für die
lokale wie auch die Weltwirtschaft und das trotz eines
Freihandelsabkommens zwischen den Staaten des Mercosur-Raumes und der
EU. Dies wurde noch mit einem beschleunigenden Niedergang an den
Rohstoffmärkten verstärkt. Vor allem der Ölpreis fiel schon seit
letztem September im Zuge fehlgeschlagener Verhandlungen zwischen den
ölfördernden Ländern rapide und man sprach schon von einer neuen
Ölkrise. Dies stellt eine existentielle Bedrohung für die Länder
dar, die von dessen Förderung abhängig sind. Hinzu kommen auch die
nach wie vor unklaren Auswirkungen des Brexits, bei dem die
Feinarbeiten an der Entflechtung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen



den EU-Staaten und Großbritannien erst begonnen haben.

Die
Corona-Pandemie ist also letztlich nur ein Auslöser aber nicht die
Ursache der Wirtschaftskrise. Diese liegt weitaus tiefer in der
kapitalistischen Produktionsweise selber. 2007/2008 ist sie in eine
tiefe Absatzkrise geraten, sodass die Produktivität und die
Investitionen massiv gesunken sind. Diese Krisenursachen wurden
jedoch nicht behoben, sondern nur durch Niedrigzinspolitik und
riesige Bankenrettungspakete abgefedert und das hat bis heute
destabilisierende Auswirkungen auf die Wirtschaft, indem sich zum
Beispiel durch Spekulation in einigen Sektoren große Blasen bilden.

Und dann auch noch
Corona

In diese Schwächelage
hat nun Anfang diesen Jahres ein weiterer Faktor die Karten neu
gemischt: das Corona-Virus. Die Auswirkungen und dabei vor allem die
notwendigen Maßnahmen zur Eindämmung der Verbreitung sorgen seitdem
dafür, dass die so empfindliche globalisierte Marktwirtschaft
vollends crasht. Wir sollten
uns jedoch nichts vormachen: Die Quarantänemaßnahmen, die in vielen
kapitalistischen Staaten beschlossen wurde, sind nicht aus
Menschenliebe passiert. Vielmehr drücken sie Kalkulationen des
Kapitals aus, dass eine ungehemmte Ausbreitung der Pandemie die
Wirtschaft mehr kosten würde, als es aktuellen Schutzmaßnahmen tun.
Das ewige Hinundher und das lange Zögern der bürgerlichen
Regierungen widerspiegeln diesen Abwägungsprozess, der darüber
hinaus auch schnell zu anderen Resultaten kommen kann.

Die Rezession hat sich
jedoch schon vor der Pandemie abgezeichnet: China als Lokomotive des
Weltmarktes wurde als erstes in der Millionenstadt Wuhan getroffen
und hat Ende Januar begonnen, riesige Gebiete vom Verkehr abzuriegeln
und mit Essen und medizinisch zu versorgen, was sowohl Kapital als



auch Arbeitskraft band. Das öffentliche Leben vor Ort kam durch
Ausgangssperren zum erliegen und in ganz China wurden
Wirtschaftsabläufe gestört und teilweise heruntergefahren, wenn
deren Produktion mit den abgeriegelten Gebieten zusammenhing. Dadurch
sank zunächst der Ausstoß und bald auch die Nachfrage des
chinesischen Marktes und damit kamen auch weltweite Produktions- und
Lieferketten zum Erliegen. Ironischer Weise kann etwa das
Organisieren von Nachschub für Atemschutzmasken schwieriger sein, da
diese überwiegend in China produziert werden. Auch Apple spürte die
ersten Auswirkungen schon damals, da z.B. der Elektronik-Riese
Foxconn ebenfalls überwiegend in China produzieren lässt und Apple
mit massenhaft Teilen beliefert. Daher wurde auch der
Produktionsbeginn für ein neues Smartphone um Monate verschoben.
Gerade anhand der Ausfälle in der Produktion kann man sehr gut
sehen, wie stark die Abhängigkeit von China als Produktionsstandort
weltweit geworden ist.

Diese Belastung wurde
selbstverständlich ungleich verstärkt, indem sich Covid-19 von
einer lokalen Massenerkrankung zur Pandemie entwickelt hat und nun
vor allem Europa und die USA betrifft. Dadurch bricht nun Panik aus,
jedes Land fährt einen nationalen Alleingang und die Grenzen werden
dicht gemacht. Dies blockiert nun auch hier die Produktions- und
Lieferketten. Dazu werden wie auch in China heftige und sehr
autoritäre Einschränkungen des öffentlichen Lebens wie
Ausgangssperren und Zwangsschließungen öffentlicher Treffpunkte
verordnet. Zwar werden die meisten Industriestandorte nicht
zwangsgeschlossen, doch aus Gewinneinbrüchen fahren Stück für
Stück alle großen Betriebe runter: Zunächst die Flug- und
Reiseunternehmen, nun auch die Autoindustrie, Zulieferer,
Chemieunternehmen und weite Teile der restlichen Industrie. Wenige
schaffen es, dann doch noch mit der Krise ihre Profite zu machen:
Trigema macht jetzt Atemschutzmasken, BASF Desinfektionsmittel,
Maschinenbauunternehmen wechseln zu Beatmungsgeräten.
Selbstverständlich ist das bloß ein Tropfen auf den heißen Stein,



die deutsche Industrie hat momentan nichts zu lachen und die Börsen
befinden sich auch im freien Fall. Wie tief der Fall wird, kann
natürlich niemand voraussehen.

Wie
die Staaten reagieren und was wir machen müssen!

Die  staatlichen  Hilfsmaßnahmen  für  das  nationale  Kapital  sind  dabei
weitestgehend  ausgereizt:  Der  Leitzins  kann  nicht  mehr  gedrückt,  die
Steuern für’s Kapital kaum noch herabgesenkt werden. Klar ist,  dass die
Unternehmen  versuchen  werden,  die  Kosten  der  Krise  auf  die
Arbeiter_Innenklasse abzuladen. Wenn wir keinen Widerstand organisieren,
warten also massive Entlassungswellen, prekäre Beschäftigungsverhältnisse,
Sozialkürzungen und der weitere Abbau öffentlicher Dienstleistungen auf
uns.

Ebenso
werden die kapitalistischen Staaten, die zur Eindämmung der Pandemie
dringend nötigen Einschränkungen von Produktion und öffentlichem
Leben nicht solange aufrechterhalten können, wie es aus
medizinischer Sicht notwendig wäre. Kein kapitalistischer Staat kann
über mehrere Monate oder gar Jahre hinweg mit einem so niedrigen
Produktionsniveau überleben. Da im Kapitalismus Profite mehr als
Menschenleben zählen, werden die Infektionsschutzmaßnahmen
spätestens dann zurückgefahren, wenn sie für die Kapitale zu teuer
werden. Und, wenn ein Staat beginnt die Wirtschaft wieder
hochzufahren, müssen die anderen nachziehen, da ein derartiger
Konkurrenznachteil ihr volkswirtschaftliches Todesurteil bedeuten
könnte. Es warten also nicht nur massive soziale Angriffe, sondern
auch ein tausendfaches Sterben auf uns.

Eine
internationale sozialistische Planwirtschaft könnte dagegen über
längere Zeit hinweg mit dem rein gesellschaftserhaltenden
Produktionsniveau überleben, da es in ihr ja keinen
konkurrenzbedingten Zwang zur Profitmaximierung gibt. Ebenso wäre



sie weitaus schneller und effektiver in der Lage, die Produktion auf
die dringend notwendigen Güter wie Beatmungsgeräte,
Desinfektionsmittel, Atemschutzmasken etc. umzustellen. Es gäbe
genug Intensivbetten für alle, da das Gesundheitssystem als
gesellschaftliche Aufgabe verstanden wird, in der Sparmaßnahmen,
Privatisierungen, Pflegemangel oder Fallpauschalen keinen Sinn
ergeben. Auch die ökonomische Existenz eines jeden Menschen wäre
gesichert, da niemand um seinen_ihren Arbeitsplatz oder seine_ihre
Miete fürchten müsste. Da es auch keine nationale Abschottung und
Konkurrenz um das Patent für Impfstoffe gäbe, wäre auch (im
Gegensatz zu den aktuellen nationalen Alleingängen) ein
koordiniertes internationales Vorgehen gegen die Pandemie möglich.

Der  Kampf  für  ein  anderes  Wirtschafts-  und Gesellschaftssystem beginnt
damit,  dass  wir  uns  den  geplanten  Angriffen  auf  unsere  Klasse
entgegenstellen.  Die  Gewerkschaften  und  Arbeiter_Innenparteien  sind
dagegen aktuell eher auf nationalistischen Kuschelkurs mit dem Kapital aus.
Aus den Reihen der Linkspartei wurde geäußert, dass es aktuell „nicht die
Zeit  für  Oppositionspolitik“  sei.  Wir  Arbeiter_innen,  Jugendliche  und
Migrant_innen  müssen  unsere  Interessenvertretungen  durch  eigene
Forderungen unter Druck setzen und selber die Initiative ergreifen, wenn wir
das Schlimmste verhindern wollen. Wir fordern:

Keine Entlassungen während der Pandemie! Volle Lohnfortzahlung
aus den Profiten der Kapitalist_Innen!
In Berufen, die die gesellschaftliche Grundversorgung garantieren,
müssen  die  Arbeiter_Innen  ausreichenden  Arbeitsschutz,
Arbeitszeitverkürzungen  und  massive  Lohnerhöhungen  erhalten!
In  allen  Berufen  30-Stunden-Woche  bei  vollem  Lohn  und
Personalausgleich!
Kostenlose Test-Kits,  Atemschutzmasken, Desinfektionsmittel,  Seife
und Handschuhe für alle! Die dafür notwendigen Fabriken müssen
sofort  entschädigungslos  enteignet  und  unter  Kontrolle  der
Beschäftigten  gestellt  werden,  um  die  Produktion  auf  die
notwendigen Güter umzustellen. Für Beatmungsgeräte statt SUVs!



Verstaatlichung aller Kliniken, Pharmakonzerne, Forschungsinstitute
und Labore!
Für offene Grenzen, um auch Menschen aus anderen Ländern vor
Corona retten zu können!
Corona war nur Auslöser der Krise, nicht die Ursache! Das Problem
liegt im kapitalistischen System!

Corona-Pandemie: 4 Fragen und
4 revolutionäre Antworten!
Kein Thema hat in letzter Zeit unsere Gespräche, Gedanken und Social Media
Feeds so geprägt wie das neuartige Coronavirus / Sars-CoV-2, kurz: Corona.
Weltweit ist bereits eine Viertelmillion Menschen an dem Virus erkrankt,
wovon bisher etwas fast 12.000 (Stand 21.3.) Menschen sterben mussten.
Europa ist,  nachdem in China die Zahl von Neuinfektionen wieder leicht
rückgängig ist, zum neuen Zentrum der Pandemie geworden. Nachdem die
Zahl von Infizierten in Italien blitzartig in die Höhe schoss, ist ein ähnlich
steiler  Anstieg  auch  in  Deutschland  zu  beobachten.  Vor  einigen  Tagen
meldete sich nun auch Kanzlerin Angela Merkel in einer Fernsehansprache
zu Wort: Die Rede war vor allem vom Zusammenhalten, von Vertrauen und
von Geduld.  Man könnte sie  auch so verstehen,  dass wir  alle  schön die
Klappe halten und machen sollen, was man uns sagt. Das würde nämlich
bedeuten, dass wir stillschweigend hinnehmen, wie deutsche Banken und
Unternehmen durch Milliardenkredite gerettet werden, während wir durch
Entlassungen, Kurzarbeiter_Innengeld und Grundrechtseinschränkungen die
Kosten dessen tragen sollen. Aber ist in der aktuellen Krisensituation der
richtige Zeitpunkt für Widerstand? Diese und andere Fragen wollen wir hier
beantworten.

Sollten wir nicht gerade jetzt in der Krise zusammenhalten und Kritik
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hinten anstellen?

Zusammenhalten sollten wir auf jeden
Fall, denn die aktuell stattfindenden Einschränkungen im
öffentlichen Leben und die permanente Angst, sich anzustecken, sind
für uns alle nicht leicht. Positiv sind in diesem Zusammenhang die
an vielen Orten entstehenden Nachbarschaftsinitiativen zur
Lebensmittelversorgung. Hierbei muss aber klar angeprangert werden,
dass diese vor allem deshalb notwendig werden, weil der Staat in
dieser Versorgungsaufgabe versagt.

Die Frage ist für uns, mit wem wir
zusammenhalten. Sicherlich nicht mit den Bossen, die unsere Löhne
kürzen, uns entlassen oder uns auf der Arbeit mit schlechten
Schutzmaßnahmen einem erhöhten Infektionsrisiko aussetzen.
Bestimmte Beschäftigungsverhältnisse wie Scheinselbstständigkeit,
Stunden- oder Projektverträge und Angestellte im Gastro- und
Kulturbetrieb sind aktuell besonders hart betroffen. Während wir uns
also fragen, wie wir unsere Miete bezahlen sollen, versuchen die
Unternehmer_Innen ihre getätigten Investitionen noch irgendwie ins
Trockene zu bringen und uns die Kosten dafür zahlen zu lassen. Für
sich können sie auch nur im kleinsten Verdachtsfall auf ein weiches
Intensivbett in einer Privatklinik mit ausgewiesenem Fachpersonal
vertrauen, während wir und insbesondere ältere Menschen und
Menschen mit Vorerkrankungen das Hauptrisiko tragen.

Die Bundesregierung setzt in ihren
Krisenmaßnahmen vor allem die Interessen der Kapitalist_innen um.
Während Schulen, Unis, Kindergärten, Theater, Clubs, Bars, Museen
und Schwimmbäder geschlossen bleiben, müssen vor allem die Leute
(trotz Infektionsrisiko) an den zentralen Wirtschaftsstandorten
weiterarbeiten. Dass in der Autoindustrie kaum noch mehr gearbeitet
wird, ist viel mehr Folge des Absatzeinbruchs als von
Gesundheitsmaßnahmen.

Ebenso auch Beschäftigte im öffentlichen Dienst, die die Grundversorgung



einer  Gesellschaft  durch  Pflege,  Erziehung,  Infrastruktur  und
Lebensmittelhandel sicherstellen. Für sie hat Merkel ganz viel Danke und
Applaus  übrig,  doch  davon  kann  sich  niemand  etwas  kaufen.  Während
Gesundheitsminister Jens Spahn uns lange erzählt hat, dass das deutsche
Gesundheitssystem bestens auf eine Corona-Pandemie vorbereitet sei, sehen
wir nun, wie überfordert es ist. Kein Wunder, denn jahrelang wurden die
Krankenhäuser kaputtgespart und privatisiert. Der erzeugte Personalmangel
in der Pflege wurde zusätzlich befeuert durch Unterbezahlung, Ausbeutung
und Auslagerung von Beschäftigtengruppen an Dienstleistungsunternehmen,
um Tarifverträge zu umgehen. Und zwar nicht nur in Deutschland, auch in
Südeuropa waren deutsche Politiker_Innen im Zuge der  Euro-Krise  ganz
vorne  mit  dabei,  durch  erzwungene  Sparmaßnahmen  die  lokalen
Gesundheitssysteme zu zerstören. Dafür verantwortliche Politiker_Innen und
die Bildzeitung versuchen nun, der Öffentlichkeit die Schuld zuzuschieben,
um die eigene Verantwortung an dieser katastrophalen Situation unter den
Teppich zu kehren. Zusammenhalten müssen also vor allem wir Jugendliche,
Lohnabhängige und Migrant_Innen,  und zwar über Nationalstaatsgrenzen
hinweg. Unsere Kritik dürfen wir dabei nicht verschweigen, sondern müssen
sie gerade jetzt durch eigene Forderungen und Maßnahmen zum Ausdruck
bringen.  Wenn  wir  keinen  eigenen  gesamtgesellschaftlichen  Notfallplan
aufstellen,  wird  es  von  der  Bundesregierung  nur  einen  Notfallplan  zur
Rettung der Konzerne geben.

Was  wären  denn  sinnvolle  Maßnahmen,  die  umgesetzt  werden
sollten?

Unsere Forderungen sollten sich
einerseits gegen die sozialen Angriffe richten und andererseits
wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie vorschlagen.
Zuallererst müssen wir für ein sofortiges Entlassungsverbot
eintreten. Ebenso fordern wir statt Kurzarbeiter_Innengeld (also eine
Weiterzahlung von 60 % des letzten Nettolohns durch Steuergelder)
Lohnfortzahlungen, finanziert aus den Profiten der Unternehmen.
Überall, wo es möglich ist, müssen die Leute ohne Konsequenzen von
der Arbeit freigestellt werden,



damit die Eindämmung durch soziale Distanzierung wirklich
funktioniert. In Berufen, die die gesellschaftliche
Grundversorgung garantieren, müssen die Arbeiter_Innen ausreichenden
Arbeitsschutz, Arbeitszeitverkürzungen und massive Lohnerhöhungen
erhalten. Welche Berufe für die gesamtgesellschaftliche
Grundversorgung wichtig sind, entscheiden demokratisch gewählte
Komitees aus Schulen, Unis und Betrieben und nicht die
kapitalistischen Politiker_Innen. Auch unter den erschwerten
Bedingungen können wir solche demokratischen Prozesse online möglich
machen, um eine soziale Antwort auf diese Krise zu finden!

Auch müssen wir entscheiden können,
welche Grundrechtseinschränkungen uns auferlegt werden. Die Gefahr
ist ganz real, dass sie zwar zum Zwecke der Eindämmung beschlossen
werden, aber nur teilweise zurückgenommen werden und generell das,
was „ok“ ist, verschoben wird. So wurde beispielsweise könnte
in Bayern bald der Notstand ausgerufen werden und damit wäre der
Einsatz der Bundeswehr im Inneren legalisiert. Dagegen zu
demonstrieren ginge natürlich nicht, weil das Versammlungsrecht
praktisch abgeschafft wurde. Obwohl es in der aktuellen Situation
nicht sinnvoll wäre, große Massendemonstrationen abzuhalten, sollte
die Regierung uns dieses Recht nicht einfach nehmen dürfen!
Einschränkende Maßnahmen im öffentlichen Raum zur Eindämmung der
Neuinfektionen können natürlich richtig sein, die Frage ist aber,
wer diese festlegt und vor allem wer diese wieder abschafft. Wenn
diese Verantwortung Seehofer und Co. zufällt, die schon vor Corona
versucht haben, autoritäre Polizeistaatsmaßnahmen durchzusetzen,
warum sollte man dann die Teile der Einschränkungen, die man eh
schon vorhatte, nicht einfach beibehalten? Das wäre nicht das erste
Mal in der Geschichte, dass die „Verteidigung gegen einen äußeren
Feind“ dazu benutzt wurde, die Grundrechte der eigenen Bevölkerung
dauerhaft einzuschränken. Beispiel hierfür ist der „Kampf gegen
den Terror“, der schon für Kriege, Einschränkung des Asylrechts
und der Spionage der eigenen Bevölkerung herhalten musste. Der beste
Schutz dagegen ist es, dass wir uns als Betroffene gemeinsam mit



Wissenschaftler_Innen organisieren und selbst die Menschen
delegieren, die in demokratischen Krisenkomitees verbindliche
Maßnahmen festlegen.

Um eine Ausbreitung des Virus‘ zu verhindern, benötigen wir sofort einen
kostenlosen und freien Zugang zu Gesundheitsversorgung für alle. Ebenso
müssen  Test-Kits,  Atemschutzmasken,  Desinfektionsmittel,  Seife  und
Handschuhe für  alle  kostenlos  zur  Verfügung gestellt  werden.  Die  dafür
notwendigen Fabriken müssen sofort entschädigungslos enteignet und unter
Kontrolle  der  Beschäftigten  gestellt  werden,  um  die  Produktion  auf  die
notwendigen Güter umzustellen. Statt SUVs brauchen wir halt gerade nun
mal  Beatmungsgeräte.  Das  klingt  nach  einem  krassen  Schritt,  aber
beispielsweise  waren  die  kapitalistischen  Regierungen  mit  solchen
Maßnahmen während der zwei Weltkriege überhaupt nicht zimperlich, indem
sie der Industrie vorgeschrieben haben, dass sie nun Munition, Waffen und
Feldversorgung  herstellen  müssen.  Neben  massiven  Investitionen  in
Forschung und Versorgung, was auch eine schnellstmögliche Anlernung und
gute  Bezahlung  von  Pflegekräfte  bedeutet,  müssen  ebenso  alle  Kliniken,
Pharmakonzerne, Forschungsinstitute und Labore verstaatlicht werden. Es
ist  sehr  problematisch,  dass  momentan  einige  Forscher_Innen-Teams
nebeneinander  her  an  ähnlichen  Projekt  arbeiten,  aber  wegen  des
Geschäftsgeheimnisses keine vollständige Zusammenarbeit  stattfindet,  vor
allem unter privaten Unternehmen. Die Jagd ist wild, denn wer den Impfstoff
oder  Schnelltest  findet,  wird  dabei  sicherlich  Milliarden  verdienen.  Jetzt
kommt es aber auf die Rettung von Menschenleben an und nicht auf Profite!

Wären diese ganzen Maßnahmen aber nicht insgesamt sehr schlecht
für die Wirtschaft?

Die Corona-Krise ist nur ein
weiteres Beispiel dafür, wie die freie Marktwirtschaft nicht dazu in
der Lage ist, die dringendsten Bedürfnisse der Menschheit zu
befriedigen und dafür, wie viel effizienter und
bedürfnisorientierter eine demokratische Planwirtschaft agieren
könnte. Das Chaos des Marktes führt zur Anfälligkeit für
Zusammenbruch und Krise, so auch nun mit dem Ausbruch von Corona: Der



DAX fällt täglich ins Bodenlose, die Ölpreise sinken und die für
die deutsche Exportwirtschaft so wichtige just-in-time-Produktion
gerät durch Grenzschließungen immer weiter ins Stocken. Corona ist
dabei jedoch nur der Auslöser und nicht die Ursache der Krise. Diese
liegt weitaus tiefer in der kapitalistischen Produktionsweise selber.
2007/2008 ist sie in eine tiefe Absatzkrise geraten, sodass die
Produktivität und die Investitionen massiv gesunken sind. Diese
Krisenursachen wurden jedoch nicht behoben, sondern nur durch
Niedrigzinspolitik und riesige Bankenrettungspakete abgefedert. Das
Coronavirus ist nun die Nadel, die die riesige Blase gerade zum
Platzen bringt. Weitere Fabrikschließungen, Massenentlassungen und
Sparmaßnahmen werden bald auf der Tagesordnung stehen.

Zugleich  verschärfen  sich  bereits  aktuell  die  Spannungen  unter  den
imperialistischen  Ländern  und  Regionalmächten.  Der  Wettlauf  um einen
Corona-Impfstoff ist bereits ein Ausdruck davon. Die Volkswirtschaft, die sich
am schnellsten von den Coronafolgen erholt, wird einen gewaltigen Vorteil
auf dem Weltmarkt haben und für Verschiebungen im innerimperialistischen
Kräfteverhältnis sorgen. Momentan scheinen die Zeichen ganz auf China zu
stehen, aber auch andere Ländern setzen in diesem Kampf auf das Konzept
„Herdenimmunität“,  also  das  absichtliche  Krankwerdenlassen  der
Bevölkerung bei gleichzeitiger Überlastung des Gesundheitssystems, sodass
unzählige  Menschen  sterben  könnten.  In  Europa  hängen  prominent  die
Niederlande und bis vor kurzem noch Großbritannien dieser Taktik an. Die
Maßnahmen, die nun doch ergriffen werden, kommen zu spät.

Ist es aber nicht gerade wichtig, die Grenzen zu schließen, um eine
weitere Ausbreitung der Infektionen zu verhindern?

In der aktuellen Abschottungspolitik
der kapitalistischen Staaten zeigt sich deutlich, dass ihr ganzes
Gerede von Solidarität nur eine leere Worthülse ist. Wer nur
national beschränkte medizinische Krisenmaßnahmen ergreift, aber
sich nicht für 20.000 von Corona bedrohte, auf der griechischen
Insel Lesbos eingeschlossene und unter schlimmsten hygienischen
Bedingungen lebende Geflüchtete interessiert, braucht uns nichts von



Solidarität zu erzählen. Da eine Pandemie
auch so nicht vor Nationalstaatsgrenzen halt macht, bedeutet
nationale Abschottung darüber hinaus auch immer eine Behinderung von
wirksamen internationalen Schutzmaßnahmen oder der Entwicklung eines
Impfstoffes. Und nicht nur das, nationale Abschottung bedeutet auch,
dass die reichen imperialistischen Länder die ärmeren Ländern mit
ihren schlechter ausgestatteten Gesundheitssystemen alleine lassen
und somit eine weitere Ausbreitung der Infektionen in Kauf nehmen,
solange es nicht auf dem eigenen Staatsgebiet passiert. Dabei wirkt
es so, als wären die imperialistischen Länder nicht dafür
verantwortlich, dass die Gesundheitssysteme in den ärmeren Ländern
so schlecht ausgebaut sind. Durch Kolonialismus, Ausbeutung und
erzwungene Sparmaßnahmen haben die imperialistischen Länder dem
Rest der Welt jedoch die Möglichkeiten für einen adäquaten
medizinischen Kampf gegen das Coronavirus genommen. Zuletzt stärkt
nationale Abschottungspolitik auch immer ausgrenzende,
nationalistische und rassistische Tendenzen, die ja bekanntermaßen
schon vor Corona stark an Fahrtwind dazugewonnen haben.

Wir fordern stattdessen keine
Abschottung und Grenzschließungen sondern Grenzöffnungen, um auch
Menschen aus anderen Ländern vor Corona retten zu können.
Geflüchtete sollen wie alle anderen Einreisenden medizinisch
getestet und, im Fall einer Infektion, medizinisch und sozial
versorgt werden. Die Lager auf den griechischen Inseln müssen sofort
aufgelöst und eine Weiterreise aufs europäische Festland
gewährleistet werden. Das gilt auch für die türkisch-griechische
Grenze am Fluss Evros. Wir fordern legale Fluchtwege und
Einreisemöglichkeiten ebenso wie volle Staatsbürger_Innenrechte für
alle!


